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Seit 1. Januar 2023: Versicherungsnummer-
nachweis

Der Sozialversicherungsausweis (SV-Ausweis) hat ausge-
dient. Zum Jahresbeginn ist er durch den Versicherungsnum-
mernachweis abgelöst worden. 

An den neuen Begriff wird man sich wahrscheinlich noch etwas 
gewöhnen müssen. Doch einschneidende Änderungen gibt es 
nicht.

Gesetz bildet langjährige Praxis ab
Schon seit vielen Jahren war der SV-Ausweis kein Ausweis im 
Sinn des üblichen Begriffsverständnisses mehr. Der oder dem 
Versicherten wurde lediglich ein Nachweis seiner Versiche-
rungsnummer übermittelt. Diese Praxis hat der Gesetzgeber 
nun „namensgebend“ im Gesetz abgebildet. Mit dem Achten 
Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze (8. SGB IV-Änderungsgesetz – 8. SGB IV-
ÄndG) wurden die bisher in § 18h SGB IV enthaltenen Regelun-
gen zum SV-Ausweis aufgehoben. Zugleich wurden annähernd 
gleichlautende Bestimmungen zum Inhalt und zur Vergabe des 
Versicherungsnummernachweises in § 147 Abs. 4 und 5 SGB VI 
aufgenommen. Alle bisher ausgestellten SV-Ausweise bleiben 
weiterhin gültig.

Keine Pflicht zur Vorlage bei Beginn einer Beschäftigung 
Neu eingestellte Beschäftigte sind nicht mehr verpflichtet, den 
Versicherungsnummernachweis bzw. dessen Vorgänger (den 
SV-Ausweis) vorzulegen. Stattdessen erfolgt im Rahmen der 
Meldeverfahren jetzt in jedem Fall, in dem einem Arbeitgeber 
keine Versicherungsnummer vorgelegt wird, automatisch eine 
Abfrage zur Versicherungsnummer bei der Datenstelle der 
Deutschen Rentenversicherung. Die Antwort wird dann in der 
Regel automatisch im Abrechnungssystem gespeichert.

Personaldaten sind amtlichen Dokumenten zu entnehmen
Dazu muss der Arbeitgeber die Personaldaten nach wie vor ei-
nem amtlichen Dokument entnehmen und dies in den Entgelt-
unterlagen dokumentieren. Zur sicheren Zuordnung sind neben 
Namen und Geburtsdatum auch der Geburtsort und das Ge-
burtsland anzugeben.
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https://www.buzer.de/gesetz/15675/l.htm
https://www.buzer.de/gesetz/15675/l.htm
https://www.buzer.de/18h_SGB_IV.htm
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_6/__147.html
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Versicherungsnummer gilt ein Leben lang
Spätestens dann, wenn jemand in Deutschland erstmals eine 
Beschäftigung aufnimmt, vergibt die Rentenversicherung für 
diese Person eine Versicherungsnummer. Diese Nummer – ab-
gekürzt VSNR oder auch „RVNR“ (Rentenversicherungsnum-
mer) – identifziert die versicherte Person eindeutig und beglei-
tet sie durch ihr ganzes Berufs- und Rentenleben. Sie stellt u.a. 
sicher, dass die eingezahlten Beiträge zur Rentenversicherung 
dem richtigen Konto zugeordnet werden. Sie muss daher bei al-
len Meldungen zur Sozialversicherung korrekt angegeben wer-
den.

Muster eines Versicherungsnachweises

Mit freundlichen Grüßen
Die Herausgeber
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Reform der Hinzuverdienstgrenzen

Zum 1. Januar 2023 wurden die Hinzuverdienstgrenzen für 
vorgezogene Altersrenten aufgehoben und bei Erwerbsmin-
derungsrenten angepasst.

Mit dem Achten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch und anderer Gesetze (8. SGB IV-ÄndG) vom 20. 
Dezember 2022 wurde das Recht des Hinzuverdienstes neben 
der Rente neugestaltet.

Altersrenten können nun unabhängig von der Höhe des Hinzu-
verdienstes in voller Höhe bezogen werden. 

Erwerbsminderungsrenten können ab dem 1. Januar 2023 unter 
Beachtung dynamischer Hinzuverdienstgrenzen bezogen wer-
den. 

Beim Bezug einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
ergibt sich im Jahr 2023 eine Hinzuverdienstgrenze von rund 
35.650 Euro, bei Renten wegen voller Erwerbsminderung von 
rund 17.820 Euro. Für Erwerbsminderungsrenten gilt weiterhin, 
dass eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit nur im Rah-
men des festgestellten Leistungsvermögens ausgeübt werden 
darf, welches Grundlage für die Erwerbsminderungsrente ist. 
Anderenfalls kann der Anspruch auf die Rente trotz Einhaltung 
der Hinzuverdienstgrenzen entfallen.

Auf der Internetseite www.deutsche-rentenversicherung.de 
werden häufige Fragen zu den Änderungen bei den Hinzuver-
dienstgrenzen seit 1. Januar 2023 beantwortet.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Allgemeine-Informationen/Wissenswertes-zur-Rente/FAQs/Rente/Hinzuverdienst_und_Einkommensanrechnung/aenderungen_hinzuverdienst_liste.html#
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Firmen-Rad: 
Überlassung eines betrieblichen Fahrrads – 
beitragspflichtig oder beitragsfrei? 
Die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads zur privaten 
Nutzung ist steuer- und beitragsrechtlich auf unterschied-
liche Art und Weise möglich. Dabei kommt es insbesondere 
darauf an, ob die Überlassung zusätzlich zum bisherigen 
Arbeitsentgelt erfolgt.

Zusätzlich zum Arbeitsentgelt
Wird dem Arbeitnehmer ein betriebliches Fahrrad zur priva-
ten Nutzung überlassen, ist dies nach § 3 Nr. 37 EStG steu-
erfrei, wenn das Fahrrad kein Kraftfahrzeug im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG ist und zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitsentgelt überlassen wird. Die Überlassung 
ist aufgrund der Steuerfreiheit dann in der Sozialversicherung 
auch beitragsfrei (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV). 

Ein steuer- und beitragspflichtiger geldwerter Vorteil für den 
Sachbezug entsteht demnach nicht. Der Steuer- und Beitrags-
freiheit der Fahrradüberlassung würde jedoch eine Arbeitneh-
merfinanzierung der privaten Fahrradnutzung – z. B. durch 
Übernahme von Leasingraten – im Rahmen einer Entgeltum-
wandlung entgegenstehen, da es sich dann nicht mehr um eine 
zusätzlich zum Arbeitsentgelt gewährte Überlassung handeln 
würde (§ 8 Abs. 4 EStG; vgl. auch summa summarum 1/2022).

Entgeltumwandlung
Wird das Fahrrad im Rahmen einer Entgeltumwandlung über-
lassen, ist der geldwerte Vorteil in Höhe des Sachbezugswertes 
nach § 8 Abs. 2 Satz 10 EStG in Verbindung mit dem entspre- 
chenden Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder 
(BStBl. I 2020 S. 174) steuerpflichtig und nach § 3 Abs. 1 Satz 2 
SvEV in gleicher Höhe beitragspflichtig. 

Daneben zählt der Entgeltumwandlungsbetrag dann nicht mehr 
zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt, wenn ein arbeitsrecht-
lich wirksamer Verzicht auf diesen Arbeitsentgeltbetrag erklärt 
wurde. Besteht kein arbeitsrechtlicher Anspruch mehr auf den 
Entgeltumwandlungsbetrag, entfällt auch der Beitragsanspruch 
für diesen Arbeitsentgeltbetrag.
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https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__6.html
https://www.gesetze-im-internet.de/svev/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__8.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2022/2022_1_zeitschrift.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__8.html
https://lsth.bundesfinanzministerium.de/lsth/2022/B-Anhaenge/Anhang-24/IV/IV-4/inhalt.html
https://www.gesetze-im-internet.de/svev/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/svev/__3.html
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Aktuelles Urteil zum Gesellschafter- 
Geschäftsführer einer GmbH – auch in einer 
Rechtsanwalts-GmbH kann Sozialversiche-
rungspflicht bestehen 

Nachdem sich das BSG bereits in den Jahren 2019 und 2021 
umfassend mit dem sozialversicherungsrechtlichen Status 
von Honorar-, Not- und Vertretungsärzten beschäftigt (vgl. 
summa summarum 3/2019 und 1/2022) und in einer ganzen 
Reihe von Urteilen die sozialversicherungsrechtliche Be-
wertung von Geschäftsführen beleuchtet hat (vgl. summa 
summarum 5/2015), erging im vergangenen Jahr eine Ent-
scheidung zum Status von Rechtsanwälten, die Gesellschafter- 
Geschäftsführer in einer Anwalts-GmbH sind. Das BSG bleibt 
auch hier seiner Linie treu.

Anwalts-GmbH
Rechtsanwälte, die als Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
Rechtsanwaltsgesellschaft tätig sind, können aufgrund abhän-
giger Beschäftigung sozialversicherungspflichtig sein. Dies ist 
nicht von vornherein deshalb ausgeschlossen, weil Rechtsan-
wälte unabhängige Organe der Rechtspflege sind. So das BSG in 
einem aktuellen Urteil (Urteil vom 28. Juni 2022 – B 12 R 4/20 R), 
das damit die Rechtsauffassung der Clearingstelle in einem Sta-
tusfeststellungsverfahren nach § 7a SGB IV bestätigte.

Rechtsmacht ist entscheidend
Auch bei Rechtsanwaltsgesellschaften kommt es, ebenso wie 
bei allen anderen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, für 
die Frage der Sozialversicherungspflicht aufgrund Beschäfti-
gung der Gesellschafter-Geschäftsführer darauf an, ob sie über 
die gesellschaftsrechtliche Rechtsmacht verfügen, die Geschi-
cke des Unternehmens zu bestimmen. 

In dem zu entscheidenden Fall haben sich mehrere Rechts- 
anwälte zur gemeinsamen Berufsausübung zusammenge-
schlossen und sich in einer GmbH organisiert. Alle Rechtsan-
wälte wurden zu Geschäftsführern bestellt. Sie verfügten über 
eine identische Anzahl von Gesellschaftsanteilen von 20 % bzw. 
später 25 %. Keiner besaß damit eine Anteilsmehrheit. Auch eine 
relevante Sperrminorität wurde nicht vereinbart. Damit ver-
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https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2019/2019_3_zeitschrift.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2022/2022_1_zeitschrift.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2015/2015_5_zeitschrift.html
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2022/2022_06_28_B_12_R_04_20_R.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
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fügte keiner der betroffenen Rechtsanwälte als Geschäftsfüh-
rer über die vom BSG in ständiger Rechtsprechung geforderte 
Rechtsmacht, um die Geschicke der Gesellschaft zu bestimmen. 
Zudem enthielten die Geschäftsführerverträge arbeitnehmer-
typische Regelungen, wie eine feste Vergütung und Anspruch auf 
Erholungsurlaub. Sie waren damit in einen fremden Betrieb ein-
gegliedert und führten kein eigenes Unternehmen. Damit konnte 
keine Selbständigkeit im Sinne der Sozialversicherung begrün-
det werden. Ergo bestand eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nach § 7 SGB IV.

Auch Berufsrecht schließt Sozialversicherungspflicht nicht 
aus
Nach Auffassung des BSG schließt auch das anwaltliche 
Berufsrecht die sozialversicherungsrechtliche Einordnung als 
abhängige Beschäftigung nicht aus. Zwar gehe das Berufsrecht 
der Anwälte grundsätzlich vom Leitbild des Selbständigen aus, 
lasse aber auch den Status des Arbeitnehmers zu. Auch der Zu-
ordnung der Anwaltstätigkeit zu den sog. Freien Berufen komme 
kein normativer Charakter dergestalt zu, dass die Angehörigen 
eines solchen Berufs grundsätzlich als Selbständige zu beurtei-
len seien.

Auf die Weisungsfreiheit kommt es nicht entscheidend an
Nach dem Inhalt der Geschäftsführerverträge sollten die An-
wälte unabhängig, weisungsfrei und eigenverantwortlich unter 
Beachtung ihres Berufsrechts ihre Arbeiten ausführen. Nach 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV sind eine Tätigkeit nach Weisungen und 
eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungs-
gebers Anhaltspunkte für eine Beschäftigung. Daraus ist nach 
ständiger Rechtsprechung des BSG aber nicht zwingend zu 
schließen, dass Weisungsgebundenheit und Eingliederung in 
den Betrieb stets kumulativ vorliegen müssen. Es handele sich 
nur um „Anhaltspunkte“ für eine persönliche Abhängigkeit, also 
im Regelfall typische Merkmale einer Beschäftigung und nicht 
um abschließende Beurteilungskriterien. Insbesondere bei sog. 
Diensten höherer Art könne die Weisungsgebundenheit aufs 
Stärkste eingeschränkt sein und sich „zur funktionsgerechten, 
dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess“ verfeinern.

Etwas anderes gilt auch nicht für Rechtsanwälte einer Rechts-
anwaltsgesellschaft. Die Bundesrechtsanwaltsordnung ge-
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html
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währleistet lediglich die fachliche Unabhängigkeit der Rechtsan-
wälte, schließt eine Tätigkeit von Rechtsanwälten in abhängiger 
Beschäftigung aber nicht aus. Losgelöst von ihrer fachlichen 
Unabhängigkeit können Rechtsanwälte in ihrer Position als 
Geschäftsführer in das Unternehmen eingegliedert sein und 
gesellschaftsrechtlichen Weisungen durch die Gesellschafter-
versammlung unterliegen. Es besteht mithin kein Unterschied 
zu anderen Geschäftsführern außerhalb der „Freien Berufe“ in 
vergleichbaren Fällen, die durch das BSG entschieden wurden.

Rechtsprechung gilt für alle Freien Berufe
Das BSG rückt das nunmehr ergangene Urteil ausdrücklich in 
die Nähe seiner Grundsatzentscheidung aus dem Jahr 2019 zu 
den Honorarärzten (Urteil vom 4. Juni 2019 – B 12 R 11/18 R). 
Damit wird deutlich, dass das Urteil nicht isoliert auf Rechts-
anwaltsgesellschaften anzuwenden ist, sondern sich alle Ge-
sellschaften, in denen sich Freiberufler zur gemeinsamen Be-
rufsausübung zusammengeschlossen haben, an diesem Urteil 
messen lassen müssen. Insbesondere spielt die für Freiberuf-
ler typische relative Weisungsunabhängigkeit in ihrer Tätigkeit 
keine entscheidende Rolle. Auch berufsrechtliche Regelungen 
überlagern nicht die Regelung des § 7 SGB IV. Bei GmbHs gilt 
einzig und allein die dazu ergangene Rechtsprechung des BSG 
zu § 7 SGB IV.

Diese Gesellschaften sind aufgefordert, die sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung ihrer Gesellschafter zu überprüfen 
und gegebenenfalls anzupassen. Rechtssicherheit bietet hier 
das Statusfeststellungsverfahren nach § 7a SGB IV.

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_06_04_B_12_R_11_18_R.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
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Pflegeversicherung: Weitergehende Berück-
sichtigung des Erziehungsaufwandes bei der 
Beitragszahlung
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass die bis-
herige pauschale Berücksichtigung des Aufwandes für die 
Kindererziehung bei der Beitragsbemessung zur gesetzlichen 
Pflegeversicherung verfassungswidrig ist. Der Gesetzgeber 
wurde verpflichtet, noch in diesem Jahr eine verfassungskon-
forme Regelung zu treffen.

Verfassungsrechtliche Belastungsgleichheit
Die Erhebung von Sozialversicherungsbeiträgen erfordert die 
Beachtung des aus dem allgemeinen Gleichheitssatz nach 
Art. 3 Abs. 1 GG abgeleiteten Gebots der Belastungsgleichheit, 
das sich auf alle staatlich geforderten Abgaben erstreckt. Als 
Differenzierungsgebot ist der allgemeine Gleichheitssatz zwar 
nicht schon dann verletzt, wenn der Gesetzgeber Differenzie-
rungen, die er vornehmen darf, nicht vornimmt. Er verletzt aber 
das Gleichheitsgrundrecht, wenn er es versäumt, tatsächliche 
Ungleichheiten des zu ordnenden Lebenssachverhalts zu be-
rücksichtigen, die so bedeutsam sind, dass sie beachtet werden 
müssen. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat hierzu am 7. April 
2022 in verschiedenen Verfahren zu entscheiden gehabt, ob die 
bisherigen beitragsrechtlichen Regelungen in der gesetzlichen 
Pflege-, Kranken- und Rentenversicherung verfassungswidrig 
sind, weil die Berücksichtigung des Erziehungsaufwandes von 
Versicherten bei der Beitragsbemessung nicht bzw. nicht aus-
reichend differenziert erfolgt (1 BvR 717/16, 1 BvR 2257/16, 1 BvR 
2824/17 und 1 BvL 3/18).

Pflegeversicherung
In der gesetzlichen Pflegeversicherung müssen Versicherte, die 
das 23. Lebensjahr vollendet haben und nicht Eltern sind, einen 
Beitragszuschlag zahlen. Der sog. Beitragszuschlag für Kin-
derlose von derzeit 0,35 Prozentpunkten ist von pflegeversiche-
rungspflichtig Beschäftigten allein zu tragen.

Das BVerfG hat entschieden, dass diese Beitragsregelungen mit 
Art. 3 Abs. 1 GG insoweit unvereinbar sind, als beitragspflichtige 
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https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/04/ls20220407_1bvl000318.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/04/ls20220407_1bvl000318.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html


10 summa summarum 1 • 2023 • Pflegeversicherung

Eltern in der sozialen Pflegeversicherung unabhängig von der 
Zahl der von ihnen betreuten und erzogenen Kinder mit gleichen 
Beiträgen belastet werden.

Durch die gleiche Beitragsbelastung innerhalb der Gruppe der 
Eltern mit unterschiedlich vielen Kindern werden Eltern mit 
mehr Kindern gegenüber solchen mit weniger Kindern in der 
sozialen Pflegeversicherung in spezifischer Weise benachteiligt. 
Denn Eltern mit mehr Kindern werden beitragsrechtlich ledig-
lich im gleichen Maße bessergestellt, wie Eltern mit weniger 
Kindern, obwohl der wirtschaftliche Erziehungsmehraufwand 
mit wachsender Kinderzahl steigt. 

Diese Benachteiligung wird innerhalb des Systems der sozia-
len Pflegeversicherung auch durch die beitragsfreie Mitversi-
cherung von Familienangehörigen, die Absicherung pflegender 
Angehöriger in der gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung oder die Gewährung von Rechten und Leistungen bei 
Inanspruchnahme von Pflegezeit einschließlich des Pflegeun-
terstützungsgeldes nicht hinreichend kompensiert. 

Neuregelung bis 31. Juli 2023
Der Gesetzgeber wurde vom BVerfG verpflichtet, bis zum 31. Juli 
2023 eine Neuregelung zu treffen. Das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) hat dazu angekündigt, die Entscheidungs-
gründe eingehend zu analysieren und zügig die erforderlichen 
Vorschläge für Anpassungen zu erarbeiten. 

Das BMG hat dabei darauf hingewiesen, dass nach Auffassung 
des BVerfG dem Gesetzgeber bei der verfassungskonformen 
Ausgestaltung ein großer Einschätzungs-, Wertungs- und Ge-
staltungsspielraum zustehe und vielfältige Möglichkeiten be-
stehen, „wie der Gesetzgeber die gebotene kinderzahlbezogene 
Differenzierung von Eltern im Beitragsrecht vornehmen und 
gegenfinanzieren könnte, ohne dass er verfassungsrechtlich auf 
eine dieser Möglichkeiten festgelegt wäre“.

Krankenversicherung
Im Hinblick auf das Beitragsrecht der gesetzlichen Kranken-
versicherung sieht das BVerfG den Gleichheitssatz nach Art. 3 
Abs. 1 GG nicht dadurch verletzt, dass Mitglieder der gesetzli-

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
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chen Krankenversicherung mit Kindern mit einem gleich hohen 
Krankenversicherungsbeitrag wie Mitglieder ohne Kinder belas-
tet werden.

Der wirtschaftliche Erziehungsaufwand wird durch die beitrags-
freie Familienversicherung und die sie flankierenden kinderbe-
zogenen Leistungen ausreichend kompensiert.

Rentenversicherung
Auch im Hinblick auf das Beitragsrecht der gesetzlichen 
Rentenversicherung sieht das BVerfG den Gleichheitssatz nach 
Art. 3 Abs. 1 GG nicht dadurch verletzt, dass Mitglieder der ge-
setzlichen Rentenversicherung mit Kindern mit einem gleich 
hohen Rentenversicherungsbeitrag wie Mitglieder ohne Kinder 
belastet werden.

Der wirtschaftliche Erziehungsaufwand wird hier durch die 
beitragsfreie Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten 
ausreichend kompensiert. Für die drei Jahre Kindererziehungs-
zeiten je Kind werden Versicherten Rentenanwartschaften ge-
währt, die grundsätzlich einer Beitragsleistung für einen drei 
Jahre rentenversicherungspflichtig Beschäftigten mit einem 
Durchschnittsverdienst entsprechen. 

summa summarum 1 • 2023 • Pflegeversicherung
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Angebote der Deutschen Rentenversicherung: 
Hilfe im Berufsalltag

Die Deutsche Rentenversicherung unterstützt Arbeitgeber 
und Steuerberater mit verschiedenen Angeboten in ihrem Be-
rufsalltag. 

Broschürenreihe „Auf den Punkt gebracht“
Neben den Ausgaben der Zeitschrift summa summarum er-
scheinen jährlich auch vier Broschüren unter dem Motto 
„Auf den Punkt gebracht“:

Auf den Punkt gebracht: Versicherung
Auf den Punkt gebracht: Beiträge
Auf den Punkt gebracht: Meldungen
Auf den Punkt gebracht: Prüfung von A - Z

Hier finden Sie aufgeteilt nach Fachgebieten relevante Fakten 
und Informationen zu Betriebsprüfungen. Umfassende Quer-
verweise im Inhalt und umfangreiche Verlinkungen erleichtern 
Ihnen die Arbeit.

Die aktualisierten Ausgaben für 2023 erscheinen ab Anfang 
Februar 2023. Der kostenlose summa summarum-Newsletter 
informiert über die genauen Erscheinungstermine. Noch keine 
Abonnentin/kein Abonnent?

Newsletter Abonnement

Fachzeitschrift RVaktuell
Ein weiteres lohnendes Newsletter-Abonnement betrifft die 
Fachzeitschrift RVaktuell. 

Die RVaktuell informiert umfassend, aktuell und kostenlos über 
alle Aspekte der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Zeit-
schrift enthält fundierte Artikel zu gesetzlichen Neuregelungen 
und zur Rechtsanwendung sowie Urteilsbesprechungen. Sie 
verschafft Einblicke in die sozialpolitischen Entwicklungen und 
gibt gleichzeitig einen Ausblick in die Zukunft. 

Besuchen Sie das Angebot rund um die RVaktuell im Internet 
und abonnieren Sie den kostenlosen Newsletter.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Beratung-und-Kontakt/Newsletter/newsletter_node.html
http://www.rvaktuell.de
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Beratung-und-Kontakt/Newsletter/newsletter_node.html
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Sozialwahl 2023 – für eine starke Gemein-
schaft

Alle sechs Jahre finden bei den Krankenkassen, den Berufs-
genossenschaften und den Rentenversicherungsträgern 
die Sozialwahlen statt. Von April bis zum 31. Mai 2023 kann 
gewählt werden.

Rechtliche Grundlagen für die Sozialversicherungswahlen 
– kurz Sozialwahlen – finden sich im SGB IV und in der Wahlord-
nung für die Sozialversicherung (SVWO). Insgesamt bestimmen 
2023 144 Versicherungsträger im Rahmen der Sozialwahlen ihre 
Selbstverwaltungen. 

Gewählt werden die Mitglieder der Vertreterversammlungen 
in der Renten- und Unfallversicherung sowie die Mitglieder der 
Verwaltungsräte in der Kranken- und Pflegeversicherung. Beide 
Gremien sind zumeist paritätisch, das heißt zu gleichen Teilen, 
mit gewählten ehrenamtlichen Vertretern der Versicherten und 
der Arbeitgeber besetzt. Bei der Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) wirken zusätzlich auch 
Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte mit. Eines gilt für alle 
Selbstverwaltungsorgane: Jeder, der Mitglied ist bzw. Beiträge 
zahlt, kann mitmachen, mitreden und mitbestimmen.

Gewählt wird getrennt nach Versicherten und Arbeitgebern 
(bzw. Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte). Sozialwahlen 
sind sog. Listenwahlen. Interessengruppen und Organisationen 
stellen Listen mit ihren Kandidaten zusammen. Um die Sitze in 
den Vertreterversammlungen und Verwaltungsräten konkurrie-
ren dann die Listen.

Es heißt zwar Sozialwahl, aber es kommt häufig vor, dass Ver-
sicherte und ihre Arbeitgeber keine Wahlunterlagen erhalten. 
Dann hat eine „Wahl ohne Wahlhandlung“, eine sog. Friedens-
wahl, stattgefunden. Dies geschieht immer dann, wenn sich die-
jenigen, die sich für ein Engagement im Verwaltungsrat oder in 
der Vertreterversammlung interessieren, auf eine Vorschlags-
liste einigen oder sich auf den verschiedenen Vorschlagslisten 
nur so viele Kandidatinnen und Kandidaten befinden, wie es zu 
vergebende Mandate gibt. Dann gelten die vorgeschlagenen 
Bewerberinnen und Bewerber als gewählt. Es werden keine 
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Stimmzettel gedruckt. Die Versicherten und ihre Arbeitgeber er-
halten keine Wahlunterlagen. Diese Möglichkeit sieht das Gesetz 
ausdrücklich vor.

An den Urwahlen – also Wahlen mit Wahlhandlung – können 
insgesamt 52 Millionen Wählerinnen und Wähler teilnehmen. 
Urwahlen finden 2023 bei den folgenden Versicherungsträ-
gern statt: Techniker Krankenkasse, DAK-Gesundheit, Barmer, 
KKH, hkk und Deutsche Rentenversicherung Bund jeweils in 
der Gruppe der Versicherten sowie bei der SVLFG in der Gruppe 
der Selbständigen. Bei den übrigen 15 Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung finden Friedenswahlen statt.

Die Wahlen sind frei, geheim und öffentlich. Die Wahlhand-
lung findet grundsätzlich als Briefwahl statt. Versicherte der 
Ersatzkassen können bei dieser Wahl in einem Modellvorhaben 
erstmals auch online wählen. Wahltag ist der 31. Mai 2023. Dies 
bedeutet, dass die Wahlbriefumschläge mit den Stimmzetteln 
(die ab April 2023 versandt werden) die jeweiligen Sammel- 
orte bis zum Ablauf dieses Tages erreicht haben müssen. 
Online-Stimmabgaben sind bis 23 Uhr 59 Minuten und 59 Sekun-
den möglich.

Bei der letzten Sozialwahl im Jahr 2017 fand bei 10 von 161 
Versicherungsträgern eine Urwahl mit etwa 51 Millionen Wahl-
berechtigten statt. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung lag bei 
etwa 30,5 Prozent. 

Weil es unsere Wahl ist
Weitere Informationen zur Sozialwahl allgemein, den Aufgaben 
der Selbstverwaltung und zu den wählbaren Vertretern finden 
Sie zum Beispiel auf www.sozialwahl.de, auf den Seiten der ein-
zelnen Versicherungsträger, bei zahlreichen Gewerkschaften, 
sonstigen Arbeitnehmerorganisationen und selbstverständlich 
bei den Listenträgern selbst.

summa summarum 1 • 2023 • Sozialwahl 2023
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

Mindestlöhne und Mindestvergütung 
ab 1. Januar 2023

Der gesetzliche Mindestlohn beträgt im Jahr 2023 12 Euro 
brutto je Zeitstunde. 

In bestimmten Fällen ergeben sich nach dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz, dem Tarifvertragsgesetz und dem Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz andere Branchenmindestlöhne: 

Branche  Mindestlohn in Euro (bundesweit)
Arbeitnehmerüberlassung1                             12,43

Dachdeckerhandwerk
gelernte AN                              14,80
ungelernte AN                              13,30

Elektrohandwerk                             13,40

Fleischwirtschaft2                             12,00

Gebäudereinigung
Innen- und Unterhaltsreinigung                             13,00
Glas- und Fassadenreinigung                             16,20

Gerüstbauer-Handwerk3                             12,85

Pflegebranche4

Pflegehilfskräfte                             13,70
Qualifizierte Pflegehilfskräfte                             14,60
Pflegefachkräfte                             17,10

Schornsteinfegerhandwerk                             13,80

Steinmetz- und
Steinbildhauerhandwerk3                             13,35

 1
    Bis 31. März 2023, ab 1. April 2023 13,00 Euro 

 2
    Bis 30. November 2023 gilt gesetzlicher Mindestlohn, ab 1. Dezember 

     2023 12,30 Euro 
 3      

Bis 30. September 2023 
 4

    Bis 30. April 2023, vom 1. Mai bis 30. November 2023 13,90 Euro, 14,90 
      Euro bzw. 17,65 Euro und ab 1. Dezember 2023 14,15 Euro, 15,25 Euro 
      bzw. 18,25 Euro

summa summarum 1 • 2023 • Mindestlöhne

Stand: 1. Januar 2023, Quelle: BMAS, Angaben ohne Gewähr

Für Sicherheitskräfte an Verkehrsflughäfen ergeben sich je nach 
Entgeltgruppe und Beschäftigungsort unterschiedliche Min-
destlöhne (siehe Auflistung des BMAS).

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/mindestloehne-gesamt-uebersicht.pdf?__blob=publicationFile&v=14
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Wenn die Gesundheit der Beschäftigten 
zur Chefsache wird

Jedes Jahr scheiden zahlreiche Beschäftigte aus gesund-
heitlichen Gründen vorübergehend oder dauerhaft aus dem 
Erwerbsleben aus. Damit geht den Unternehmen wertvolle 
Fachkompetenz verloren. Hier lohnt es sich, frühzeitig und 
aktiv gegenzusteuern. Gelegentliche Rückenschmerzen, 
Übergewicht, Stress- oder Schlafprobleme – bereits bei 
ersten gesundheitlichen Beeinträchtigungen hilft die Renten-
versicherung mit ihrem Präventionsprogramm RV Fit.

RV Fit wurde speziell für Berufstätige konzipiert. Der Großteil 
des Programms (insgesamt sechs Monate) liegt außerhalb der 
Arbeitszeit und wird von den Teilnehmenden berufsbegleitend in 
ihrer Freizeit absolviert. Für die Startphase (drei bis fünf Tage) 
sowie für die Auffrischung (ein bis drei Tage) haben die Beschäf-
tigten gemäß § 9 Entgeltfortzahlungsgesetz Anspruch auf Frei-
stellung und Entgeltfortzahlung durch ihre Arbeitgeber. 

Das Trainingsprogramm setzt sich aus Elementen zu Bewegung, 
Ernährung und Stressbewältigung zusammen. Teilnehmen kön-
nen alle, die aktuell berufstätig und nicht arbeitslos sind, wenn 
sie innerhalb der letzten zwei Jahre 6 Monate Rentenversiche-
rungsbeiträge gezahlt haben. RV Fit ist für die Teilnehmenden 
kostenfrei. Sie müssen keine Zuzahlung leisten. Außerdem wer-
den entstandene Fahrkosten bezuschusst.

Eine leistungsfähige Belegschaft ist eine wichtige Ressource 
und ein Wettbewerbsvorteil. Mit dem Angebot RV Fit können 
Arbeitgeber im Rahmen des betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments ihre Beschäftigten aktiv dabei unterstützen, gesund und 
motiviert zu bleiben.

Das Netz der Trainingsanbieter wird laufend ausgeweitet sowie 
Online-Angebote und freie Plätze angezeigt. Gerne können sich 
auch mehrere Beschäftigte gemeinsam anmelden und in einer 
Gruppe im Rahmen von RV Fit aktiv werden. Der Antrag kann 
durch den schlanken Online-Anmeldeprozess in wenigen Minu-
ten gestellt werden.

summa summarum 2 • 2023 • RV Fit
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Sie wollen mit Ihrem Unternehmen oder Betrieb dabei sein? 
Erste Eindrücke finden Sie auf der Internetseite www.rv-fit.de. 
Für weitergehende Informationen steht Ihnen der Firmenservice 
der Deutschen Rentenversicherung als Ansprechpartner zur 
Verfügung. Sie erreichen den bundesweiten Firmenservice te-
lefonisch unter 0800 1000 453 immer montags bis freitags von 9 
bis 15 Uhr oder per E-Mail an firmenservice@drv-bund.de.

Mit freundlichen Grüßen
Die Herausgeber

summa summarum 2 • 2023 • RV Fit
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Statusfeststellungsverfahren – Beteiligung 
Dritter und die mündliche Anhörung im 
Widerspruchsverfahren 
Seit 1. April 2022 kann im Statusfeststellungsverfahren nach 
§ 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV auch bei Auftragsverhältnissen mit 
Drittbezug geklärt werden, ob eine abhängige Beschäftigung 
oder eine selbständige Tätigkeit vorliegt und wer – wenn eine 
Beschäftigung festgestellt wird – der Arbeitgeber ist. Die 
Neuregelung zielt auf die im Clearingverfahren immer wieder 
anzutreffende Konstellation des Einsatzes von Fremdperso-
nal in Unternehmen beispielsweise im Rahmen von IT-Projek-
ten ab. Eine weitere Neuerung ist die Möglichkeit eine münd-
liche Anhörung im Widerspruchsverfahren durchzuführen.

Drittbeteiligung nach § 7a Abs. 2 Satz 2 SGB IV
Ob das Beschäftigungsverhältnis zu einer dritten Person be-
steht, wird dann geprüft, wenn die Tätigkeit für einen Dritten 
erbracht wird und sich aus den von Auftragnehmer und/oder 
Auftraggeber im Statusfeststellungsverfahren eingereichten 
Unterlagen Anhaltspunkte dafür ergeben, dass

 → ein Beschäftigungsverhältnis besteht,
 → der Auftragnehmer in die Arbeitsorganisation des Dritten 

eingegliedert ist und
 → dessen Weisungen unterliegt.

Bei einer solchen Drittbeteiligung ist neben dem Erwerbsstatus 
bei Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses auch festzu-
stellen, ob der Auftraggeber oder der Dritte der Arbeitgeber ist. 
Der Dritte wird in dem Verwaltungsverfahren der Clearingstelle 
zum Verfahrensbeteiligten i. S. d. § 12 Abs. 1 Nr. 2 SGB X mit 
der Folge, dass ihm gegenüber die Amtsermittlungs- und An-
hörungspflichten der Deutschen Rentenversicherung Bund nach 
§ 7a Abs. 3 und 4 SGB IV bestehen. Als potenzieller Arbeitgeber 
hat der Dritte außerdem Auskunfts- und Vorlagepflichten bezo-
gen auf das klärungsbedürfte Beschäftigungsverhältnis nach 
§ 98 Abs. 1 SGB X. Die Clearingstelle kann daher z. B. vom Ein-
satzbetrieb des Dritten schriftliche Angaben und Unterlagen 
anfordern, insbesondere die zwischen Auftraggeber und dem 
Einsatzbetrieb bestehenden Verträge.

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__98.html
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Antragsrecht des Dritten nach § 7a Abs. 2 Satz 3 SGB IV
Der neue § 7a Abs. 2 Satz 3 SGB IV eröffnet dem Dritten die 
Möglichkeit, ebenfalls einen Antrag auf Feststellung des 
Erwerbsstatus nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV zu stellen und 
damit klären zu lassen, ob ein Beschäftigungsverhältnis zu ihm 
besteht. Der Dritte ist aber nur dann antragsberechtigt, wenn 
er als Verpflichteter für die Zahlung des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags in Frage kommt. Hierfür müssen Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass es sich bei dem Auftragsverhältnis um ein 
Beschäftigungsverhältnis handelt und der Auftragnehmer in die 
Arbeitsorganisation des Dritten eingegliedert ist und dessen 
Weisungen unterliegt. Der Dritte hat hierzu entsprechende An-
gaben zu machen. 

Bei einer Antragstellung durch den Dritten sind Auftragnehmer 
und Auftraggeber ebenfalls am Verfahren zu beteiligen.

Der Dritte ist nicht berechtigt, eine Prognose- oder eine Grup-
penfeststellung zu beantragen. 

Mündliche Anhörung im Widerspruchsverfahren nach 
§ 7a Abs. 6 Satz 2 SGB IV
Im Widerspruchsverfahren können die Beteiligten eine münd-
liche Anhörung beantragen, die gemeinsam mit den anderen 
Beteiligten erfolgen soll. Die mündliche Anhörung soll es  
ermöglichen, die individuellen tatsächlichen Verhältnisse im 
Gespräch besser aufzuklären. Eine mündliche Anhörung kann 
nur der Widerspruchsführer beantragen, nicht die weiteren Be-
teiligten, sofern sie nicht selbst Widerspruch eingelegt haben. 
Die mündliche Anhörung setzt voraus, dass der Widerspruch 
zuvor schriftlich begründet wurde. Dies soll sicherstellen, dass 
sich die Deutsche Rentenversicherung Bund angemessen auf die 
Anhörung vorbereiten kann und bereits Kenntnis darüber hat, 
auf welche Gesichtspunkte sich der Widerspruchsführer stützt. 
An der mündlichen Anhörung können die Beteiligten (Auftrag-
nehmer, Auftraggeber und ggf. Dritter) und ihre Bevollmächtig-
ten teilnehmen; die Teilnahme an der mündlichen Anhörung ist 
jedoch nicht verpflichtend.

Wie genau die mündliche Anhörung im Widerspruchsverfahren 
erfolgt, ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Da es sich bei  § 7a 
Abs. 6 Satz 2 SGB IV nicht um ein gesondertes Verwaltungsver-

summa summarum 2 • 2023 • Statusfeststellungsverfahren
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Mehr zur Prognoseent-
scheidung in der Ausgabe 
3/2022, zur Gruppenfest-
stellung in der Ausgabe 
4/2022.

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2022/2022_3_zeitschrift.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2022/2022_4_zeitschrift.html
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fahren handelt, ist die mündliche Anhörung im Widerspruchs-
verfahren in Übereinstimmung mit der Formlosigkeit des Ver-
waltungsverfahrens nach § 9 SGB X an keine bestimmte Form 
gebunden. Im Regelfall findet die Anhörung als Videokonferenz 
statt; in begründeten Einzelfällen ist eine Durchführung in Prä-
senz möglich. Die in dem Gespräch gewonnenen Erkenntnisse 
und Argumente werden protokolliert und bei der Entscheidung 
über den Widerspruch berücksichtigt.

Die Drittbeteiligung nach § 7a Abs. 2 Satz 2 und 3 SGB IV sowie 
das mündliche Anhörungsrecht im Widerspruchsverfahren nach 
§ 7a Abs. 6 Satz 2 SGB IV sind probeweise bis 30. Juni 2027 be-
fristet.
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__9.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7a.html
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Kurzarbeitergeld: Korrekturen des Kurz-
arbeitergeldes betreffen auch die Beitrags-
abrechnung
Für den Bezug von Kurzarbeitergeld gelten in der Sozialversi-
cherung besondere beitragsrechtliche Regelungen. Ergeben 
sich rückwirkende Änderungen beim Kurzarbeitergeld, wirkt 
sich dies auch auf dessen beitragsrechtliche Behandlung aus. 
Die davon abweichende Verfahrensregelung der Sozialversi-
cherungsträger wurde aufgegeben.

Kurzarbeitergeld und Sozialversicherung
In der Sozialversicherung besteht bei Bezug von Kurzarbei-
tergeld Versicherungspflicht. Die Beiträge zur Kranken-, Pfle-
ge- und Rentenversicherung werden dabei aus 80 % des wegen 
Kurzarbeit ausgefallenen Bruttoarbeitsentgelts berechnet. In 
der Arbeitslosenversicherung besteht keine Beitragspflicht für 
den Kurzarbeitergeldbezug. 

Aufgrund des erheblichen Anstiegs der Anträge auf Kurz- 
arbeitergeld während der Corona-Pandemie haben die Arbeits-
agenturen die abschließende Prüfung der vorläufig bewilligten 
Kurzarbeitergelder auf Zeiten weit nach der Beendigung des 
Kurzarbeitergeldbezuges verschieben müssen. Daher stellte 
sich die Frage, wie sich dabei ergebende Rückforderungen von 
Kurzarbeitergeld auf die vorherige beitragsrechtliche Abwick-
lung der Kurzarbeitergeldgewährung auswirken. 

Besonderer Vertrauensschutz
Die Sozialversicherungsträger hatten zunächst die Auffassung 
vertreten, dass sich eine Korrektur der Kurzarbeitergeldzah-
lung nicht auf die vorherige beitragsrechtliche Behandlung des 
Kurzarbeitergeldbezuges auswirkt. Diese Auffassung basierte 
darauf, dass hier der sozialversicherungsrechtliche Grundsatz 
Anwendung fand, wonach in rechtmäßig abgewickelte Versiche-
rungsverhältnisse nicht rückwirkend eingegriffen werden kann. 
Dem lag, insbesondere aufgrund der hinausgeschobenen Ab-
schlussprüfungen, der Gedanke des „Vertrauendürfens“ in den 
mit dem Leistungsbezug verbundenen Versicherungsschutz zu-
grunde. 

summa summarum 2 • 2023 • Kurzarbeitergeld
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Dabei wurde davon ausgegangen, dass die Vorläufigkeit der Be-
willigung von Kurzarbeitergeld der Annahme der Rechtmäßig-
keit des abgewickelten Versicherungsverhältnisses auch dann 
nicht entgegensteht, wenn im Nachhinein festgestellt wird, dass 
die Anspruchsvoraussetzungen nicht oder nicht in dem ange-
nommenen Umfang vorlagen und daher Kurzarbeitergeld teil-
weise oder ganz zurückgefordert wird. 

Änderung der Verwaltungsauffassung
Nach erneuter Bewertung der Sach- und Rechtslage halten 
die Sozialversicherungsträger an der bisherigen Auffassung 
nicht mehr fest, wonach es sich auch bei fehlerhafter Gewäh-
rung von Kurzarbeitergeld und dem daraus resultierenden 
Versicherungsverhältnis um ein rechtmäßig abgewickeltes 
Versicherungsverhältnis handelt. Demnach kann auch der so-
zialversicherungsrechtliche Grundsatz des Vertrauensschutzes 
für ein rechtmäßig abgewickeltes Versicherungsverhältnisses 
keine Anwendung finden. Bei rückwirkenden Korrekturen eines 
Kurzarbeitergeldbezuges ist daher auch das Versicherungsver-
hältnis, insbesondere dessen beitragsrechtliche Abwicklung zu 
korrigieren. 

Die Änderung der Verwaltungsauffassung gilt spätestens für 
Entgeltabrechnungszeiträume ab 1. Januar 2023. Soweit Arbeit-
geber zuvor anders verfahren haben, wird dieses Vorgehen für 
Entgeltabrechnungszeiträume bis Dezember 2022 daher nicht 
beanstandet (vgl. Verlautbarung der Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung vom 17. Februar 2023).

Beitragsrechtliche Korrekturen ab 2023
Stellt sich heraus, dass Kurzarbeitergeld zurückgefordert wer-
den muss, weil der Bruttoentgeltausfall unzutreffend bestimmt 
wurde oder die Voraussetzungen für den Anspruch auf Kurz-
arbeitergeld nicht erfüllt waren, ist auch dessen beitragsrecht-
liche Abwicklung zu korrigieren. Dazu zählt auch die Überprü-
fung von neben dem Kurzarbeitergeld geleisteten beitragsfreien 
Aufstockungsbeträgen zum Kurzarbeitergeld.

Wird festgestellt, dass kein Anspruch auf Kurzarbeitergeld be-
stand und das Kurzarbeitergeld zurückgefordert, ist vom Arbeit-
geber zu prüfen, ob und in welcher Höhe (wieder) ein Anspruch 
auf Arbeitsentgelt für die aufgrund der Kurzarbeit ausgefalle-
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ne Arbeitszeit entsteht. Dabei kommt es auf die im Einzelfall 
getroffenen arbeitsvertraglichen Regelungen, insbesondere 
die Vereinbarung zur Einführung von Kurzarbeit, an. Nach der 
arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung ist dabei festzustellen, ob 
der Arbeitnehmer

 → Anspruch auf das in Höhe des arbeitsvertraglich ohne Kurz-
arbeit vereinbarte Arbeitsentgelt hat, 

 → Anspruch auf Arbeitsentgelt in Höhe des auf einen Brutto-
betrag hochgerechneten Kurzarbeitergeldes hat, 

 → Anspruch auf ein Arbeitsentgelt in Höhe des Kurzarbeiter-
geldes hat,  

 → keinen Anspruch auf Arbeitsentgelt hat. 

Anhand des vom Arbeitnehmer zu beanspruchenden Arbeitsent-
gelts hat der Arbeitgeber rückwirkend die entsprechenden bei-
tragsrechtlichen Korrekturen, insbesondere auch die Beitrags-
zahlung zur Arbeitslosenversicherung, zu veranlassen.

Gesetzliche Übergangsregelung
Der Gesetzgeber hat aber auf die erhebliche Zunahme der 
Kurzarbeit aufgrund der Corona-Pandemie reagiert. Mit dem 
8. SGB IV-Änderungsgesetz vom 20. Dezember 2022 wur-
de eine Sonderregelung getroffen, wonach für die vorläufigen 
Bewilligungen von Kurzarbeitergeld für die Monate März 2020 
bis Juni 2022 keine Abschlussprüfungen durch die Arbeitsagen-
turen erfolgen. Dies gilt immer dann, wenn der Gesamtauszah-
lungsbetrag des Kurzarbeitergeldes und der dem Arbeitgeber 
erstatteten Sozialversicherungsbeiträge für den jeweiligen 
Arbeitsausfall 10.000 Euro nicht überschreitet (§ 421c SGB III).
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Störfall
Ein Störfall liegt vor, 
wenn ein im Rahmen 
flexibler Arbeitszeit-
regelungen gebildetes 
Wertguthaben nicht 
entsprechend der getrof-
fenen Vereinbarung für 
eine Freistellung von der 
Arbeitsleistung verwen-
det wird.

Märzklausel
Eine von Januar bis März 
geleistete Einmalzah-
lung kann im Rahmen 
der Märzklausel voll 
dem letzten Entgeltab-
rechnungszeitraum des 
Vorjahres zugerechnet 
werden.

Störfallabrechnung von Wertguthaben 
mit unzutreffend manuell erfassten Vortrags-
werten 
Bei Betriebsprüfungen wurde festgestellt, dass bei Wert-
guthaben Vortragswerte aus nicht zertifizierten Entgeltab-
rechnungsprogrammen manuell und ohne beitragsrechtliche 
Überprüfung in ein zertifiziertes Entgeltabrechnungspro-
gramm übernommen wurden. Das kann zu Problemen bei 
Störfallabrechnungen führen, wenn das Zustandekommen 
der Vortragswerte nicht nachvollziehbar ist. 

Beim Wechsel von Entgeltabrechungsprogrammen müssen für 
die Führung von Wertguthaben die Vortragswerte übernommen 
werden. Stellen die manuellen Vortragswerte  kumulierte Anga-
ben dar, deren Zustandekommen weder nachvollzogen werden 
kann, noch dokumentiert ist, fehlt es an den Aufzeichnungen 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 7 BVV. Das zertifizierte Entgeltabrechnungs-
programm kann in diesen Fällen eine maschinelle Überprüfung 
der Beitragsabrechnung bis zur BBG nicht vornehmen, da die 
erforderlichen Grunddaten fehlen.

Wird nun festgestellt, dass bei der Beitragsberechnung im Stör-
fall Einmalzahlungen unrichtigen Abrechnungszeiträumen zu-
geordnet wurden, sind Beiträge nachzufordern.

Allgemeines
Vortragswerte in einem zertifizierten Abrechnungsprogramm 
sind unter bestimmten Voraussetzungen notwendig. Das ist 
dann der Fall wenn eine Abrechnung von Entgeltbestandteilen 
erfolgen soll, deren Beitragspflicht nur unter Berücksichtigung 
von Abrechnungswerten aus Vorzeiträumen festgestellt wer-
den kann und diese in dem aktuell verwendeten Entgeltabrech-
nungsprogramm nicht vorgehalten werden (z. B. Beitragspflicht 
einmalig gezahlten Arbeitsentgelts, Anwendung Märzklausel). 
Ein zertifiziertes Abrechnungsprogramm kann erforderliche 
Werte aus der Vergangenheit nicht selbst darstellen, wenn die 
Abrechnungswerte aus der Vergangenheit durch Wechsel des 
Entgeltabrechnungsprogramms fehlen.
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Rechtsgrundlage 
Der Arbeitgeber hat das Wertguthaben einschließlich dessen 
Änderungen durch Zu- und Abgänge in den Entgeltunterlagen 
darzustellen (§ 8 Abs. 1 Nr. 7 BVV). Hierzu gehören die ange-
sparten Entgeltguthaben, die darauf entfallenden Beiträge so-
wie die SV-Luft für jeden Sozialversicherungszweig. Deshalb 
ist es notwendig, für die Störfallabrechnung von Wertguthaben 
(z. B. bei Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses) den 
Gesamtzeitraum von Beginn der Ansparphase bis zum Störfall 
lückenlos zu dokumentieren.

Ein zertifiziertes Entgeltabrechnungsprogramm mit einem 
Modul für die Wertguthabenabrechnung bietet dem Anwender 
die Möglichkeit, die erforderlichen Werte zu erfassen und fort-
zuschreiben. Im Störfall ist es nur dann maschinell möglich, 
eine korrekte Auflösung des Wertguthabens abzurechnen.

Rechtsfolge
Wird in der Betriebsprüfung ein solcher Sachverhalt vorgefun-
den, ist das Zustandekommen der manuellen Vortragswerte und 
die Beitragsbemessungsgrundlage zu den Zweigen der Sozial-
versicherung für den betroffenen Zeitraum zu klären.

Bei der Störfallabrechnung von Wertguthaben sind die Beitrags-
bemessungsgrundlagen der einzelnen Zweige in der Sozialver-
sicherung zu ermitteln und die Beitragserhebung bis zur antei-
ligen Beitragsbemessungsgrundlage zu überprüfen. Werden 
dabei Differenzbeträge festgestellt, so sind Beiträge nachzufor-
dern.

Der Arbeitgeber hat die Verantwortung dafür, manuelle Vor-
tragswerte ordnungsgemäß in ein zertifiziertes Entgeltabrech-
nungsprogramm einzupflegen und deren Zustandekommen zu 
protokollieren (§ 8 Abs. 1 Nr. 7 BVV). Unterlässt er dies, ist im 
Einzelfall zu prüfen, ob Säumniszuschläge zu erheben sind. Das 
setzt voraus, dass der Arbeitgeber billigend in Kauf genommen 
hat, dass die Beiträge zur Sozialversicherung mit unzutreffenden 
Werten berechnet wurden (bedingter Vorsatz). In diesem Fall ist 
der Tatbestand der verschuldeten Unkenntnis erfüllt (§ 24 Abs. 2 
SGB IV). Hat der Arbeitgeber eine abrechnende Stelle nach § 28p 
Abs. 6 Satz 1 SGB IV mit der Entgeltabrechnung beauftragt, so 
ist das Verschulden dieser Stelle dem Arbeitgeber zuzurechnen.
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Vorruhestandsgeld: Versicherungspflicht bis 
zur Altersrente

Für Bezieher von Vorruhestandsgeld besteht in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung Versicherungspflicht. Die 
Versicherungspflicht endet grundsätzlich, wenn eine Alters-
rente bezogen wird oder ein Anspruch auf eine Altersrente 
besteht.

Vorruhestandsgeld 
Bezieher von Vorruhestandsgeld im Sinne des Vorruhestands-
gesetzes (VRG) sind in der Kranken- und Pflegeversicherung 
wie gegen Arbeitsentgelt Beschäftigte versicherungspflichtig 
(§ 5 Abs. 3 SGB V und § 20 Abs. 2 SGB XI). In der Rentenversi-
cherung besteht für sie als sonstige Versicherte Versicherungs-
pflicht (§ 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI). Die Kranken- und Pflegever-
sicherungspflicht setzt voraus, dass das Vorruhestandsgeld 
mindestens 65 % des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
der letzten sechs Monate beträgt (§ 3 Abs. 2 VRG). 

Vorruhestand
Das als Fördergesetz ausgestaltete VRG war zwar bis zum 
31. Dezember 1988 befristet und galt danach nur noch für vor 
dem 1. Januar 1989 eingetretene geförderte Vorruhestands- 
fälle (§ 14 VRG). Es besteht – wie das Altersteilzeitgesetz – je-
doch auch nach Auslaufen der vorgesehenen Förderung fort und 
bestimmt die Auslegung des Vorruhestandsbegriffs.

Hiernach wird Vorruhestandsgeld bis zum frühestmöglichen 
Beginn einer Altersrente oder ähnlicher Bezüge öffentlich-
rechtlicher Art oder, wenn keine dieser Leistungen beansprucht 
werden kann, bis zum Ablauf des Kalendermonats gewährt, in 
dem der ausgeschiedene Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze 
erreicht (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b VRG in Verbindung mit Punkt 3 
der Niederschrift über die Besprechung zu Fragen des gemein-
samen Beitragseinzugs vom 13./14. November 2007).

Versicherungspflicht bis zur Altersrente
Der Bezug einer Altersrente der gesetzlichen Rentenversiche-
rung steht dem kranken-, pflege- und rentenversicherungs-
pflichtigen Bezug von Vorruhestandsgeld demnach entgegen. 

summa summarum 2 • 2023 • Vorruhestandsgeld

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_11/__20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_6/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vrg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vrg/__14.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vrg/__2.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/besprechungsergebnisse/beitragseinzug/2007/2007_11_14_13_download.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/besprechungsergebnisse/beitragseinzug/2007/2007_11_14_13_download.html


13

Dies gilt auch für den Bezug einer vorgezogenen Altersrente vor 
Erreichen der Regelaltersgrenze. Dabei ist unerheblich, ob diese 
Altersrente abschlagsfrei oder mit Abschlägen bezogen wird.

Anspruch auf abschlagsfreie Altersrente
Die Versicherungspflicht aufgrund des Vorruhestandsgeldes 
endet aber auch ohne Bezug einer Altersrente, wenn eine 
Altersrente beansprucht werden kann. Dies gilt jedoch nur für 
den Anspruch auf eine abschlagsfreie Altersrente.

Soweit im Vorruhestandsgesetz auf den Anspruch auf eine 
Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze abgestellt wird, 
betraf dies zum damaligen Zeitpunkt abschlagsfreie Altersren-
ten, da die Abschläge auf vorgezogene Altersrenten erstmals 
mit dem Rentenreformgesetz 1992 eingeführt wurden. Mit der 
Intention des Vorruhestandsgesetzes, den Übergang vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand zu erleichtern, dürfte ein Zwang 
zur Inanspruchnahme einer Altersrente mit Abschlägen jedoch 
nicht vereinbar sein. Nach Auffassung der Sozialversicherungs-
träger ist die Regelung daher dahingehend auszulegen, dass auf 
den Anspruch auf eine abschlagsfreie Altersrente abzustellen 
ist. 

Vorruhestandsvereinbarung
Soweit eine Vorruhestandsvereinbarung über den Zeitpunkt des 
erstmaligen Anspruchs auf eine abschlagsfreie Altersrente hin-
aus abgeschlossen wird, tritt dennoch zunächst Kranken-, Pfle-
ge- und Rentenversicherungspflicht für den Bezug von Vorruhe-
standsgeld ein. 

Die Versicherungspflicht endet dann ab dem Zeitpunkt, ab dem 
eine vorgezogene Altersrente mit Abschlägen oder abschlagsfrei 
oder eine vergleichbare Alterssicherungsleistung bezogen wird 
oder eine vorgezogene Altersrente ohne Abschläge beansprucht 
werden kann, spätestens mit Erreichen der Regelaltersgrenze.
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GKV-Spitzenverband
Hinweise zur Berücksich-
tigung von Kindern

Neuer Beitrag zur Pflegeversicherung

Zum 1. Juli 2023 ändert sich die der Beitragshöhe zur Pfle-
geversicherung. Dies hat der Deutsche Bundestag mit dem 
Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege 
(Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz - PUEG), 
BGBl. 2023 I Nr. 155 vom 23. Juni 2023, beschlossen.

Beitragssätze werden angehoben
Für Versicherte ohne Kinder erhöht sich der Beitragssatz zum 
1. Juli 2023 von bisher 3,4 auf 4,0 Prozent. Für Versicherte mit 
Kindern steigt er von bisher 3,05 Prozent auf 3,4 Prozent. Den 
Beitragssatz von 3,4 Prozent zahlen auch Versicherte ohne 
Kinder, wenn sie vor dem 1. Januar 1940 geboren wurden oder 
das 23. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Beitragsabschlag wird eingeführt
Für Versicherte mit mindestens zwei Kindern unter 25 Jahren 
wird künftig ein Beitragsabschlag berücksichtigt. Für sie wird 
sich der Beitragssatz von 3,4 Prozent ab dem zweiten bis zum 
fünften Kind um jeweils 0,25 Prozentpunkte vermindern. Können 
die Abschläge von den Arbeitgebern als beitragsabführenden 
Stellen nicht bereits ab dem 1. Juli 2023 berücksichtigt werden, 
sind sie so bald wie möglich, spätestens bis zum 30. Juni 2025 
zu erstatten.

Daten werden digital übermittelt
Das Gesetz gibt den Auftrag zur Entwicklung eines digitalen 
Verfahrens, mit dem die Daten zur Zahl der Kinder verwaltungs- 
und bürokratiearm übertragen werden sollen. 

Im Rahmen des digitalen Verfahrens soll es zu einem effizienten 
und schnellen Austausch von Daten zwischen einer Vielzahl von 
Stellen kommen, die Beiträge an die Pflegeversicherung abfüh-
ren. Der Aufbau des Verfahrens mit vielen Schnittstellen inner-
halb und außerhalb der Sozialversicherung ist sehr aufwendig 
und wird einige Zeit in Anspruch nehmen. Nach dem Gesetz 
müssen die Beitragsabschläge bis zum 30. Juni 2025 umgesetzt 
werden.
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Einfaches Nachweisverfahren im Übergangszeitraum
Vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 gilt ein vereinfachtes Nach-
weisverfahren. In diesem Zeitraum ist es ausreichend, wenn die 
Arbeitnehmer ihre unter 25-jährigen Kinder dem Arbeitgeber 
mitteilen, sofern sie von ihm dazu aufgefordert werden. Auf die 
Vorlage und Prüfung konkreter Nachweise kann in diesem Fall 
verzichtet werden. Spätestens nach dem Übergangszeitraum 
müssen die Arbeitgeber bzw. die beitragsabführenden Stellen 
die angegebenen Kinder überprüfen.

Beitragsabschläge werden rückwirkend berücksichtigt
Die zu viel gezahlten Beiträge müssen spätestens bis Ende Juni 
2025 verzinst zurückgezahlt werden. Das gilt rückwirkend für 
die Zeit ab 1. Juli 2023.

Unser Schaubild „Beitragssätze in der Pflegeversicherung ab 
dem 1. Juli 2023“ fasst die Regelungen für Sie zusammen:

Beitragssätze in der Pflegeversicherung ab dem 1. Juli 2023 - 
Schaubild in Farbe

Beitragssätze in der Pflegeversicherung ab dem 1. Juli 2023 - 
Schaubild in Schwarz-Weiß
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Ferienjobs – was gilt es zu beachten?

Schülerinnen und Schüler können die Ferienzeiten nutzen, um 
mit einem Job ihr Taschengeld aufzubessern und gleichzeitig 
Einblick in die Berufswelt zu erhalten. 

Schülerinnen und Schüler werden in Betrieben oftmals als Aus-
hilfskräfte eingesetzt, die in der Urlaubszeit einen zusätzlichen 
Personalbedarf abdecken. Junge Menschen sollen aber vor 
Überlastung geschützt werden. Deshalb gibt es Grenzen dafür, 
ab welchem Alter Schüler einen Minijob oder andere Arten von 
Jobs ausüben dürfen. Diese Altersgrenzen sind im Jugend- 
arbeitsschutzgesetz geregelt. Sollen Schülerinnen und Schüler 
in der Ferienzeit Vollzeit eingesetzt werden, müssen sie mindes-
tens 15 Jahre alt sein. Für Jugendliche unter 18 Jahren gilt nicht 
der gesetzliche Mindestlohn.

Beschäftigungen von Schülern allgemeinbildender Schulen, die 
in den Ferien oder während des Schulbesuchs ausgeübt wer-
den, sind regelmäßig dann in der Kranken-, Arbeitslosen- und 
Pflegeversicherung versicherungsfrei bzw. nicht versicherungs-
pflichtig, wenn sie geringfügig entlohnt oder kurzfristig sind. In 
der Rentenversicherung besteht dagegen bei geringfügig ent-
lohnten Beschäftigungen grundsätzlich Versicherungspflicht, 
kurzfristig Beschäftigte sind rentenversicherungsfrei.

Kurzfristige Aushilfsbeschäftigungen
Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn die Beschäfti-
gung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate 
(90 Kalendertage) oder 70 Arbeitstage begrenzt ist und – so-
fern das monatliche Arbeitsentgelt 520 Euro übersteigt – nicht 
berufsmäßig ausgeübt wird. Beiträge zur Kranken-, Renten-, 
Arbeitslosen- und Pflegeversicherung fallen unabhängig von 
der Höhe des gezahlten Arbeitsentgelts nicht an.

Die Zeiten mehrerer aufeinander folgender kurzfristiger Be-
schäftigungen sind im aktuellen Kalenderjahr zusammenzu-
rechnen. 

Bei Beginn jeder Beschäftigung muss der Arbeitgeber prüfen, 
ob diese zusammen mit den im laufenden Kalenderjahr bereits 
ausgeübten Beschäftigungen die maßgebliche Zeitgrenze über-

https://www.gesetze-im-internet.de/jarbschg/
https://www.gesetze-im-internet.de/jarbschg/
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schreitet. Wird die Zeitgrenze überschritten, tritt mit Beginn des 
aktuellen Ferienjobs Versicherungspflicht in der Kranken-, Ren-
ten- und Pflegeversicherung ein, sofern keine geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung vorliegt.

520-Euro-Minijobs – geringfügig entlohnte Beschäftigungen
Bei einer geringfügig entlohnten Beschäftigung sind Schülerin-
nen und Schüler in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversi-
cherung versicherungsfrei bzw. nicht versicherungspflichtig. In 
der Rentenversicherung besteht für sie Versicherungspflicht; sie 
können sich davon befreien lassen. Bei Minderjährigen muss der 
gesetzliche Vertreter den Antrag auf Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht unterschreiben.

Ist eine Befreiung nicht erfolgt, sind bei einer geringfügig ent-
lohnten Dauerbeschäftigung zur Rentenversicherung Pflicht-
beiträge in Höhe von 18,6 % zu zahlen; davon entfallen auf den 
Arbeitgeber 15 % und auf den Schüler 3,6 %. Erfolgt eine Befrei-
ung, muss der Arbeitgeber pauschale Rentenversicherungsbei-
träge in Höhe von 15 % zahlen. 

In der Krankenversicherung werden für gesetzlich krankenver-
sicherte Schüler pauschale Krankenversicherungsbeiträge in 
Höhe von 13 % des Arbeitsentgelts fällig.

Weitere Informationen
Antworten auf Fragen rund um die Versicherung, Meldung und 
Beitragsberechnung bei geringfügiger Beschäftigung von Schü-
lerinnen und Schülern finden Sie beispielsweise hier:

Auf den Punkt gebracht: Versicherung
Auf den Punkt gebracht: Meldungen
Auf den Punkt gebracht: Beiträge
Lexikoneintrag „Geringfügige Beschäftigung“
Filmische Erklärung für Schülerinnen und Schüler
Hinweise im Internet
Tipps und Tricks der Minijob-Zentrale
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https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Allgemeine-Informationen/Wissenswertes-zur-Rente/FAQs/Minijobs/Minijobs.html
https://www.minijob-zentrale.de/DE/01_minijobs/01_basiswissen/02_infos_kompakt_zu/02_schuelern/node.html
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Digitale Rentenübersicht am Start

Die Digitale Rentenübersicht ist seit dem 30. Juni 2023 online. 
Unter rentenuebersicht.de können alle Bürgerinnen und Bür-
ger eine Übersicht über ihre persönlichen Altersvorsorge- 
ansprüche aus gesetzlicher, betrieblicher und privater Alters-
sicherung künftig online abrufen.

Das neue Online-Portal stellt Altersvorsorgeansprüche über-
sichtlich und zentral gebündelt dar. Die Digitale Rentenübersicht 
kann damit Grundlage für eine weitergehende Beratung sein, 
um etwaige Lücken in der Altersversorgung frühzeitig erkennen 
und handeln zu können. Die Nutzung des Portals ist kostenlos. 
Die bisher von den jeweiligen Vorsorgeeinrichtungen versandten 
Informationen zu einzelnen Altersvorsorgeansprüchen erhalten 
Bürgerinnen und Bürger auch weiterhin.

In dem Portal wird auch eine Liste mit den in der derzeitigen 
Pilotphase angebundenen Vorsorgeeinrichtungen zur Verfügung 
gestellt.  Weitere Vorsorgeeinrichtungen werden im Laufe 
des Jahres folgen. Die Liste wird dann jeweils aktualisiert. 

Die wichtigsten Fragen und Antworten rund um die Digitale Ren-
tenübersicht hat die Deutsche Rentenversicherung in der Bro-
schüre „Die Digitale Rentenübersicht: Fragen und Antworten“ 
zusammengefasst. Sie kann kostenlos heruntergeladen werden.

Weitere Rückfragen und Anregungen werden über die Kontaktin-
formationen und Feedback-Fragebögen auf rentenuebersicht.de 
entgegengenommen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Herausgeber
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Verfahren euBP
Die vom Arbeitgeber 
übermittelten Daten 
werden mithilfe einer 
Prüfsoftware analysiert 
und die daraus gewonne-
nen Ergebnisse als Hin-
weise für die Betriebs-
prüfung genutzt.
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Elektronische Übermittlung von Daten der 
Finanzbuchhaltung für die Betriebsprüfung

Mit dem 8. SGB IV-Änderungsgesetz vom 20. Dezember 2022 
wurden die Pflichten von Arbeitgebern im Zusammenhang 
mit einer Betriebsprüfung nach § 28p SGB IV durch die Trä-
ger der Deutschen Rentenversicherung erweitert. Ab dem 
1. Januar 2025 müssen Arbeitgeber Daten aus der Finanz-
buchhaltung im Vorfeld einer Betriebsprüfung elektronisch 
übermitteln.

Status quo: Daten aus der Entgeltabrechnung
Bereits seit dem 1. Januar 2023 sind Arbeitgeber grundsätzlich 
verpflichtet, im Rahmen des sogenannten Verfahrens „elektro-
nisch unterstützte Betriebsprüfung“ (euBP) die für die Betriebs-
prüfung notwendigen Entgeltabrechnungsdaten elektronisch 
aus einem systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogramm zu 
übermitteln (§ 28p Abs. 6a SGB IV). Hierfür erzeugen Arbeit-
geber oder deren Dienstleister aus ihrem Entgeltabrechnungs-
programm eine entsprechende Datei und übermitteln diese über 
gesicherte Datenwege an die Träger der Deutschen Rentenver-
sicherung.

Der Inhalt und der Aufbau der Datei und alles weitere zu die-
sem Verfahren werden laufend von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund in Form von Grundsätzen beschrieben, mit 
der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA), 
der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) und der Arbeits- 
gemeinschaft der Personalabrechnungssoftwareersteller 
(ArGe PERSER) abgestimmt und durch das BMAS genehmigt. 
Die seit dem 1. Januar 2023 geltenden Grundsätze sind auf der 
Internetseite der Deutschen Rentenversicherung bei den Aus-
führungen zur Betriebsprüfung zu finden (oder direkt hier).

Auf Antrag des Arbeitgebers kann für Zeiträume bis zum 
31. Dezember 2026 auf eine elektronische Übermittlung der 
gespeicherten Daten nach § 28p Abs. 6a SGB IV verzichtet wer-
den (§ 126 SGB IV).
 
Der Umfang der Betriebsprüfung kann sich auch auf das Rech-
nungswesen erstrecken (§ 11 Abs. 2 BVV), sodass Arbeitgeber 
auf Verlangen entsprechende Unterlagen vorzulegen haben. Die 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Experten/Arbeitgeber-und-Steuerberater/elektronisch-unterstuetzte-Betriebspruefung-euBP/euBP.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__28p.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Experten/Arbeitgeber-und-Steuerberater/elektronisch-unterstuetzte-Betriebspruefung-euBP/euBP.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Experten/Arbeitgeber-und-Steuerberater/elektronisch-unterstuetzte-betriebspruefung/grundsaetze_uebermittlung_01012023.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__28p.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__126.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beitrvv/__11.html
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Daten der Finanzbuchhaltung können derzeit zu diesem Zweck 
im Verfahren euBP freiwillig elektronisch übersandt werden.

Ab 2025: Daten aus der Finanzbuchhaltung
Ab dem 1. Januar 2025 sind Arbeitgeber verpflichtet, die für eine 
Prüfung notwendigen Daten aus der Finanzbuchhaltung elek- 
tronisch zu übermitteln. Werden die Daten aus der Finanzbuch-
haltung nicht durch ein systemgeprüftes Entgeltabrechnungs-
programm übermittelt, können sie auch über eine system- 
geprüfte Schnittstelle oder ein systemgeprüftes Programmmodul 
aus einem Programm zur Finanzbuchhaltung an die Träger der 
Deutschen Rentenversicherung gesendet werden (§ 28p Abs. 6a 
Satz 1 SGB IV in der ab 1. Januar 2025 geltenden Fassung). Die 
abgestimmten und genehmigten Grundsätze zur euBP enthalten 
bereits jetzt Definitionen zum Inhalt und Aufbau der Daten aus 
der Finanzbuchhaltung.
 
Für Programme, die für den Datenaustausch zwischen Mel-
depflichtigen und den Sozialversicherungsträgern eingesetzt 
werden, ist eine Systemprüfung durchzuführen (§ 95b SGB IV). 
Überwiegend wird die Übermittlung der Finanzbuchhaltungs-
daten an die Träger der Sozialversicherung über systemgeprüf-
te Entgeltabrechnungsprogramme erfolgen. Sofern die Daten 
aus der Finanzbuchhaltung nicht durch ein systemgeprüftes 
Entgeltabrechnungsprogramm übermittelt werden, sind sie 
aus einem systemgeprüftem Finanzbuchhaltungsprogramm zu 
übermitteln. Ob das verwendete Finanzbuchhaltungsprogramm 
systemgeprüft ist, müssen Arbeitgeber bei ihrem Dienstleister 
erfragen. Anbieter von Finanzbuchhaltungsprogrammen mit 
Interesse an einer entsprechenden Systemprüfung wenden sich 
bitte unter Nennung von Kontaktdaten an:
systempruefung@deutsche-rentenversicherung.de
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Überlassung betrieblicher IT-Geräte: 
Beitragsrechtliche Bewertung des Sachbezugs

Die steuerfreie Überlassung betrieblicher IT-Geräte wie bei-
spielsweise Laptops, Tablets oder Smartphones zur privaten 
Nutzung ist beitragsrechtlich als Sachbezug zu berücksich-
tigen, wenn sie nicht zusätzlich zum Arbeitsentgelt erfolgt. 

Arbeitsentgelt und Sachbezug
Zum sozialversicherungsrechtlich relevanten Arbeitsentgelt 
gehören alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer 
Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Ein-
nahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher 
Form sie geleistet werden oder ob sie unmittelbar oder im Zu-
sammenhang mit der Beschäftigung erzielt werden (§ 14 Abs. 1 
Satz 1 SGB IV). Dazu zählen demnach auch Sachbezüge, wie die 
Überlassung betrieblicher IT-Geräte (Datenverarbeitungs- und 
Telekommunikationsgeräte) durch den Arbeitgeber wie Laptops, 
Tablets oder Smartphones zur privaten Nutzung durch den 
Beschäftigten. 

Nach der SvEV werden jedoch steuerfreie Einnahmen regel-
mäßig nicht zum Arbeitsentgelt gezählt, wenn sie zusätzlich 
zu Löhnen oder Gehältern gewährt werden (§ 1 Abs. 1 Satz 1 
SvEV). Darüber hinaus sieht die SvEV für die Berücksichtigung 
von Sachbezügen besondere Bewertungsregelungen vor, nach 
denen der als Arbeitsentgelt zu berücksichtigende geldwerte 
Vorteil aus einem Sachbezug bestimmt wird (§§ 2 und 3 SvEV).

Überlassung zusätzlich zum Arbeitsentgelt
Der aus der privaten Nutzung der überlassenen betrieblichen 
IT-Geräte entstehende geldwerte Vorteil des Beschäftigten ist 
nach § 3 Nr. 45 EStG steuerfrei. Für zusätzlich zum Arbeitsent-
gelt überlassene IT-Geräte besteht daher nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 SvEV aufgrund der Steuerfreiheit der Überlassung in der 
Sozialversicherung auch Beitragsfreiheit.

Überlassung im Rahmen einer Entgeltumwandlung
Beitragsrechtliche Berücksichtigung
Die Steuerfreiheit der Überlassung der IT-Geräte besteht nach 
ausdrücklicher Bestimmung in § 3 Nr. 45 EStG auch dann, wenn 
die Zuwendung nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__14.html
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https://www.gesetze-im-internet.de/svev/__1.html
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Arbeitslohn erfolgt. Wenn die Überlassung jedoch nicht zusätz-
lich zum Arbeitsentgelt erfolgt, führt die Steuerfreiheit der Über-
lassung nicht zu deren Beitragsfreiheit. Dies gilt beispielsweise, 
wenn die Überlassung durch eine Entgeltumwandlung im Sinne 
eines vorherigen Entgeltverzichts finanziert wird. Bei Entgelt-
umwandlungen im Sinne eines vorherigen Entgeltverzichts und 
daraus resultierenden neuen Zuwendungen des Arbeitgebers ist 
regelmäßig davon auszugehen, dass es an der Zusätzlichkeit der 
neuen Zuwendungen fehlt (vgl. summa summarum 1/2022).  

Um eine Entgeltumwandlung in diesem Sinne handelt es sich 
beispielsweise bei Leasing-Modellen, bei denen die Beschäf-
tigten für die Vertragslaufzeit der Nutzungsüberlassung der IT-
Geräte auf einen Teil ihres Arbeitsentgelts verzichten. In diesen 
Fällen ist der sich aus der privaten Nutzungsüberlassung erge-
bende geldwerte Vorteil als Arbeitsentgelt zu berücksichtigen.

Bewertung des geldwerten Vorteils
Für die Überlassung von IT-Geräten sind keine amtlichen Sachbe-
zugswerte, pauschale oder durchschnittliche Werte festgesetzt. 
Auch die Ein-Prozent-Regelung zur Bewertung der privaten Nut-
zung von Dienstfahrzeugen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 SvEV i. V. m.  
§ 8 Abs. 2 Satz 2 bis 5 EStG kann mangels Rechtsgrundlage nicht 
angewandt werden. 

Der Wert sonstiger Sachbezüge bestimmt sich für unentgelt-
lich zur Verfügung gestellte Sachbezüge nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
SvEV. Danach ist der, um übliche Preisnachlässe geminderte, 
übliche Endpreis am Abgabeort im Zeitpunkt der Abgabe anzu-
setzen. Demzufolge ist grundsätzlich der übliche Abgabepreis 
als Sachbezugswert heranzuziehen. Für verbilligt zur Verfügung 
gestellte sonstige Sachbezüge ist nach § 3 Abs. 2 SvEV der Un-
terschiedsbetrag zwischen dem vereinbarten Preis und dem üb-
lichen Abgabepreis anzusetzen.

Die Bewertung unter Berücksichtigung des üblichen Abgabe-
preises wäre bei der Überlassung betrieblicher IT-Geräte je-
doch aufwendig und komplex. Zudem werden die Geräte bei den 
Leasing-Modellen nicht übereignet, sondern nur vorübergehend 
zur privaten Nutzung überlassen. Nach Auffassung der Sozial-
versicherungsträger ist daher als Wert für die Nutzungsüber-
lassung der IT-Geräte das Nutzungsentgelt anzusetzen, das in 
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der Regel dem Betrag der Entgeltumwandlung entspricht. Bei 
Leasing-Modellen entspricht die Leasingrate dem Nutzungsent-
gelt. 

Beispiel
Der Arbeitgeber überlässt im Rahmen einer Entgeltumwandlung dem 
Beschäftigten ein Smartphone, das dieser auch privat nutzen darf. 
Die monatliche Leasingrate entspricht dem monatlichen Entgelt-
verzicht.
Arbeitsentgelt vor Entgeltumwandlung mtl. 4.000 EUR
Leasingrate für Arbeitgeber mtl.       50 EUR
Entgeltverzicht mtl.        50 EUR

Der Beitragsbemessung sind zugrunde zu legen:
neuer Barlohnanspruch mtl.    3.950 EUR
+ Smartphone-Überlassung (Leasingrate) mtl.         50 EUR
Gesamt      4.000 EUR

Weichen bei Leasing-Modellen die Höhe der Leasingrate als 
Nutzungsentgelt und die Höhe des Entgeltverzichts voneinander 
ab, ist als Wert für die Nutzungsüberlassung die Höhe der vom 
Arbeitgeber als Leasingnehmer vereinbarten Leasingrate in An-
satz zu bringen. 

Dabei ist die Leasingrate beitragsrechtlich einheitlich zu beur-
teilen, sodass auch die Leasinganteile oberhalb des Entgeltum-
wandlungsbetrags nicht als zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitsentgelt erbracht angesehen werden und damit der 
Beitragsbemessung zugrunde zu legen sind.

Beispiel
Der Arbeitgeber überlässt im Rahmen einer Entgeltumwandlung dem 
Beschäftigten ein Smartphone, das dieser auch privat nutzen darf. 
Die monatliche Leasingrate ist höher als der monatliche Entgelt-
verzicht.
Arbeitsentgelt vor Entgeltumwandlung mtl. 4.000 EUR
Leasingrate für Arbeitgeber mtl.  60 EUR
Entgeltverzicht mtl.   50 EUR

Der Beitragsbemessung sind zugrunde zu legen:
neuer Barlohnanspruch mtl.    3.950 EUR
+ Smartphone-Überlassung (Leasingrate) mtl.    60 EUR
Gesamt      4.010 EUR

summa summarum 3 • 2023 • Überlassung IT-Geräte
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Ist die Leasingrate geringer als der Entgeltumwandlungsbetrag 
ist nur die Leasingrate zu berücksichtigen, da der darüber hin-
ausgehende arbeitsrechtlich zulässige Verzicht auf Arbeitsent-
gelt beitragsrechtlich zu berücksichtigen ist.

Beispiel
Der Arbeitgeber überlässt im Rahmen einer Entgeltumwandlung dem 
Beschäftigten ein Smartphone, das dieser auch privat nutzen darf. 
Die monatliche Leasingrate ist geringer als der monatliche Entgelt-
verzicht.
Arbeitsentgelt vor Entgeltumwandlung mtl. 4.000 EUR
Leasingrate für Arbeitgeber mtl.       40 EUR
Entgeltverzicht mtl.        50 EUR

Der Beitragsbemessung sind zugrunde zu legen:
neuer Barlohnanspruch mtl.    3.950 EUR
+ Smartphone-Überlassung (Leasingrate) mtl.         40 EUR
Gesamt      3.990 EUR

summa summarum 3 • 2023 • Überlassung IT-Geräte
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Zahlstellen- 
meldeverfahren
Zahlstellen sind Arbeit-
geber, die Betriebsrenten 
zahlen und daraus Kran-
ken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge zahlen.

sv.net geht – das neue SV-Meldeportal kommt

Die Sozialversicherungsträger sind gemäß § 95a SGB IV 
gesetzlich verpflichtet, eine Ausfüllhilfe zum elektronischen 
Austausch von Meldungen, Beitragsnachweisen, Bescheini-
gungen und Anträgen zur Verfügung zu stellen. Am 4. Oktober 
2023 wird das neue SV-Meldeportal freigeschaltet. In einer 
Übergangszeit bis zum 31. Dezember 2023 kann das Vorläu-
ferprodukt sv.net uneingeschränkt auch weiterhin genutzt 
werden. 

Die Anwendung sv.net wird seit 2001 von den Krankenkassen 
angeboten und wurde bis dato kontinuierlich an die erweiter-
ten Anforderungen zur Digitalisierung der Sozialversicherung 
angepasst. Heute nutzen rund 550.000 Arbeitgeber und deren 
Dienstleistungspartner sv.net. Sie tauschen ca. 25 Millionen 
Meldungen pro Jahr mit den gesetzlichen Krankenkassen, der 
Deutschen Rentenversicherung, der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung, der BA und den berufsständischen Versor-
gungseinrichtungen aus. Es werden 23 Fachverfahren – darunter 
u. a. Beitragsnachweise, Sofortmeldungen, A1-Bescheinigungen 
und eAU – unterstützt. 

Neue Anwendung
Das SV-Meldeportal ist eine komplette Neu-Entwicklung und 
eine reine Webanwendung, die ausschließlich mit einem Brow-
ser ausgeführt wird. Die Erfahrungen aus den letzten Jahrzehn-
ten flossen in die Programmierung der neuen Anwendung ein, 
die optimal auf die Bedürfnisse der Benutzer ausgerichtet ist. 
Das SV-Meldeportal soll vorrangig kleine Arbeitgeber bei der 
Erfüllung der Meldepflichten und dem Abruf von Bescheinigun-
gen unterstützen. Aber auch mittelständische und große Unter-
nehmen, Selbständige, die öffentliche Verwaltung sowie Zahl-
stellen können das SV-Meldeportal nutzen. 

Weder sv.net noch das SV-Meldeportal führen Berechnungen 
zur Ermittlung der erforderlichen Angaben durch und stehen 
damit nicht in Konkurrenz zu den professionellen Entgeltabrech-
nungsprogrammen, die von mehr als 100 Software-Erstellern 
angeboten werden.

summa summarum 3 • 2023 • SV-Meldeportal
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ELSTER
ELSTER steht für die 
ELektronische STeuer-
ERklärung. Als Login 
steht das Elster-Zer-
tifikat zur Verfügung. 
Die Signatur kann für 
Privatpersonen und 
Unternehmen ausgestellt 
werden.

Mein UK
Unternehmen haben im 
Jahr rund 200 Kontakte 
zu unterschiedlichen 
Behörden. Das einheit- 
liche Unternehmens-
konto soll den damit 
verbundenen Aufwand 
reduzieren.

Die Startseite des SV-Meldeportals:

Sichere Registrierung
Angelehnt an die europäischen Regelungen wird basierend auf 
dem Onlinezugangsgesetz (OZG) in Deutschland ein Portal- 
verbund etabliert, der Bürgern und Unternehmen einen digitalen 
Zugang zu allen Angeboten der Verwaltungen ermöglichen soll. 
Dazu hat der IT-Planungsrat von Bund und Ländern beschlos-
sen, ein bundesweit einheitliches Unternehmenskonto ein- 
zurichten. Es basiert auf der Technologie von ELSTER. 

Das Unternehmenskonto (kurz: Mein UK) kann über die Webseite 
mein-unternehmenskonto.de eingerichtet werden. Im Zuge der 
Registrierung erhalten Unternehmen und Selbständige ein oder 
ggf. mehrere Organisationszertifikate. Diese können für die ein-
malige Registrierung und danach für jede Anmeldung (auch am 
SV-Meldeportal) genutzt werden.

Zentraler Online-Datenspeicher
Das SV-Meldeportal bietet optional die Nutzung eines zentralen, 
sicheren Online-Datenspeichers an, der redundant in zwei 
Rechenzentren des technischen Betreibers betreut wird. Die 
Daten des Arbeitgebers werden verschlüsselt gespeichert und 
stehen ausschließlich legitimierten Benutzern zur Verfügung. 
Der Zugriff von Unberechtigten ist durch eine komplexe IT-Infra-
struktur, die in modernen Rechenzentren betrieben wird, abge- 
sichert. Mit einer Zertifizierung nach ISO 27001 muss der Betrei-
ber die Wirksamkeit seines Informationssicherheitsmanagement- 
systems objektiv, glaubwürdig und regelmäßig in Audits nach-
weisen.
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Der Online-Datenspeicher speichert die Firmendaten, Personal-
daten sowie alle abgegebenen und empfangenen Meldungen für 
die Dauer von maximal fünf Jahren. Damit können auch kleinere 
Unternehmen diese Daten elektronisch vorhalten und bei Bedarf 
für einen Abruf bereitstellen, ohne sich um aufwändige Schutz-
maßnahmen und Datensicherungen zu kümmern.

Komplexe Mandantenverwaltung
Arbeitgeber, die für mehr als eine Betriebsnummer Daten mit 
den Sozialversicherungsträgern austauschen, oder Dienst- 
leistungspartner, die für mehrere Arbeitgeber die Entgelt- 
abrechnung und das Meldewesen übernehmen, können eine 
strukturierte Mandantenverwaltung nutzen. Der Arbeit- 
geber kann beispielsweise einer Steuerberatung für einen frei 
bestimmbaren Zeitraum ein Mandat übertragen, die dann in 
seinem Auftrag Meldungen mit Sozialversicherungsträgern 
austauscht. Am Ende dieser Zusammenarbeit verfügt der 
Arbeitgeber aber weiterhin über seine Daten im Online-Daten-
speicher, da diese immer mit Bezug zu seiner Betriebsnummer 
erfasst und ausgetauscht werden.

Personalverwaltung mit Historie
Das SV-Meldeportal bietet eine gestufte Personalverwaltung mit 
Historienführung unter Nutzung des Online-Datenspeichers an. 
Für die Mitarbeitenden eines Unternehmens werden unter der 
Betriebsnummer die Basisdaten wie Name, Anschrift, Geburts-
datum und Versicherungsnummer erfasst. Die in Meldungen für 
die Mitarbeitenden erfassten Daten werden automatisch in die 
Stammdaten mit Bezug auf den Monat des Meldedatums über-
nommen. Damit ist es möglich, spätere Meldungen einzelnen 
Zeiträumen zuzuordnen.

Neues Design und Oberfläche
Das SV-Meldeportal gliedert sich in eine Web-Präsenz und 
die eigentliche Ausfüllhilfe, die über die Web-Präsenz oder 
direkt aufgerufen werden kann. Die Web-Präsenz stellt für den 
Benutzer ausführliche Informationen zur Nutzung der Ausfüll-
hilfe bereit. Dazu werden auch kurze Videosequenzen ange-
boten, die einfach und verständlich die einzelnen Funktionen 
erklären.

summa summarum 3 • 2023 • SV-Meldeportal
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Die Anwendungsoberfläche der Web-Präsenz und der Ausfüll-
hilfe sind im modernen Kacheldesign gehalten und werden bar-
rierefrei nach BITV 2.0 sein. Das responsive Design ermöglicht 
die Nutzung von Endgeräten aller Art wie PC, Tablet oder Smart-
phone, da sich die Benutzeroberfläche automatisch an die Auf-
lösung des genutzten Endgerätes anpasst.

Das Kacheldesign der Web-Präsenz:

Nutzung des SV-Meldeportals
Das Gesetz regelt, dass die Nutzer des SV-Meldeportals im 
angemessenen Umfang an den Kosten der Datenübermittlung 
beteiligt werden können. Für die Nutzung des SV-Meldeportals 
ist daher vom Nutzer eine Nutzungsgebühr zu zahlen.

Die Nutzungsgebühr wird bezogen auf zwei Anwendergruppen 
für eine Laufzeit von 36 Monaten im Voraus erhoben. Für den 
Austausch von Meldungen für eine Betriebsnummer werden 
36 Euro und für den Austausch von Meldungen für mehrere 
Betriebsnummern 99 Euro jeweils plus Mehrwertsteuer berech-
net. In Sonderfällen sind Anwender von der Nutzungsgebühr 
befreit. Alle Nutzer können beliebig viele Meldungen mit den 
Sozialversicherungsträgern austauschen.

Die Nutzung des SV-Meldeportals ist in den Jahren 2023 und 
2024 kostenfrei, sofern sich Arbeitgeber und deren Dienstleis-
tungspartner bis zum 31. März 2024 als Nutzer registrieren. 
Erst ab 2025 ist für diese Anwender die Nutzung des SV-Melde-
portals kostenpflichtig. Ab dem 1. April 2024 wird die Nutzungs-
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gebühr allen neu registrierten Arbeitgebern sofort in Rechnung 
gestellt.

Die nächsten Schritte
Das SV-Meldeportal hat im Mai 2023 die vorgeschriebene 
Systemprüfung abgeschlossen. Danach wurde das SV-Melde-
portal von den Sozialversicherungsträgern für den Produktiv-
betrieb freigegeben. Anfang Juli 2023 startete ein eingeschränk-
ter Pilotbetrieb. Bis Ende September 2023 werden mit einer 
steigenden Anzahl von Nutzern Erfahrungen mit dieser neuen 
Anwendung gesammelt.

Am 4. Oktober 2023 wird das SV-Meldeportal für den flächen-
deckenden Produktionsbetrieb freigeschaltet.

Ab diesem Zeitpunkt können sich Arbeitgeber für die Nutzung 
des SV-Meldeportals registrieren. Da eine Registrierung die 
Nutzung eines Organisationszertifikates bedingt, wird den 
Arbeitgebern empfohlen, entweder ein neues Organisations-
zertifikat frühzeitig bei ELSTER zu beantragen oder die Nutzung 
eines bereits vorhandenen Zertifikates organisatorisch 
zu regeln.

Träger des SV-Meldeportals
Die Sozialversicherungsträger (Gesetzliche Krankenversiche-
rung, Deutsche Rentenversicherung, Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung und BA) sind nach dem Gesetz beauftragt, 
das SV-Meldeportal und die integrierte Ausfüllhilfe dauerhaft 
den Arbeitgebern und auch den Selbständigen für den elektro-
nischen Datenaustausch nach SGB IV und dem Aufwendungs-
ausgleichsgesetz zur Verfügung zu stellen. Sie sind jeweils 
für die Erarbeitung und die inhaltlich richtige Darstellung und 
Verarbeitung der von ihnen zu verantwortenden Fachverfahren 
durch die Ausfüllhilfe zuständig.

Operative Durchführung
Die Federführung hat der GKV-Spitzenverband übernommen 
und für die operative Durchführung und Programmierung 
des SV-Meldeportals ist die Informationstechnische Service-
stelle der Gesetzlichen Krankenversicherung GmbH (siehe auch 
www.itsg.de) als Arbeitsgemeinschaft der gesetzlichen Kran-
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

kenkassen beauftragt. Das SV-Meldeportal ist als ausfallsiche-
re Anwendung konzipiert und die Informationssysteme werden 
in zwei Rechenzentren in Deutschland gehostet.

Weitere Informationen
Die Krankenkassen und die übrigen Sozialversicherungsträger 
werden die Arbeitgeber laufend über die Änderungen zur Nut-
zung des SV-Meldeportals informieren. 

Die Seite www.sv-meldeportal.de steht seit August 2023 zur 
Verfügung.
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Digital sozial: Damit die Sozialversicherung 
auch in Zukunft leistungsfähig bleibt

Arbeits- und Fachkräftemangel, der bevorstehende Renten-
eintritt der Baby-Boomer-Generation und die wachsenden 
Anforderungen einer älter werdenden Gesellschaft an die 
gesundheitliche und pflegerische Versorgung stellen den 
Sozialstaat vor immense Herausforderungen. Die drei Chefin-
nen der großen deutschen Sozialversicherungsträger disku-
tierten am 19. Oktober 2023 in Berlin mit Bundestagsabgeord-
neten über Lösungen für den Sozialstaat der Zukunft.

„Die demografische Entwicklung führt dazu, dass wir in Zukunft 
mit knapper werdendem Personal mehr Leistungen erbringen 
müssen“, brachten Andrea Nahles (Vorstandsvorsitzende 
Bundesagentur für Arbeit), Dr. Doris Pfeiffer (Vorstandsvorsit-
zende GKV-Spitzenverband) und Gundula Roßbach (Präsidentin 
Deutsche Rentenversicherung Bund) die künftigen Herausforde-
rungen für den deutschen Sozialstaat auf den Punkt.

Die Aufgaben werden komplexer – das Personal immer knap-
per: Für das Führungstrio ist deshalb klar, dass neben einer 
auskömmlichen Finanzierung die Digitalisierung und Automati-
sierung von Verwaltungs- und Versorgungsprozessen entschei-
dend für den Erhalt des sozialen Netzes in Deutschland sind. Den 
Arbeitsagenturen, Rentenversicherungsträgern sowie Kranken- 
und Pflegekassen stehen allzu oft vorhandene rechtliche und 
strukturelle Rahmenbedingungen der weiteren Transformation 
und einer zukunftsfähigen Aufstellung im Wege. Für die notwen-
dige Vereinfachung und Überführung des Sozialrechts in das 
digitale Zeitalter braucht es ein „digitales Rechtsverständnis“, 
indem bestehende Rechtsnormen auf ihre digitale Umsetzung 
geprüft und gegebenenfalls angepasst werden. In Zukunft muss 
bereits bei der Formulierung von Gesetzen deren digitale Um-
setzbarkeit von vornherein mitgedacht werden. 

Drei Themenfelder wurden besonders herausgehoben:

Once-Only-Prinzip – datensicherer und automatischer 
Datenaustausch
„Wir brauchen einen unbürokratischeren, datensicheren und 
automatischen Datenaustausch zwischen den Sozialversiche-
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rungsträgern sowie zwischen nationalen und europäischen 
Behörden, damit Nutzerinnen und Nutzer ihre Daten nur einmal 
mitteilen müssen. Dieses Once-Only-Prinzip auf allen Ebenen 
verringert den Verwaltungsaufwand für Behörden und Sozi-
alversicherungsträger erheblich“, erklärte BA-Chefin Andrea 
Nahles.

Fachkräftesicherung durch Digitalisierung und strukturelle 
Reformen
„Die wichtigen Investitionen in schlanke, digitale Prozesse müs-
sen auch im Bereich Gesundheit und Pflege mit strukturellen 
Veränderungen Hand in Hand gehen. Die digitale Transformation 
in der Versorgung, die Ausrichtung der Versorgungsstrukturen 
am tatsächlichen Bedarf der Bevölkerung, eine sektorenüber-
greifende Behandlung und eine Spezialisierung können ent- 
scheidend zu einem gezielteren Einsatz knapper Personal- 
ressourcen beitragen“, erklärte die GKV-Chefin Dr. Doris 
Pfeiffer.

Beschleunigung durch partnerschaftlichen Dialog
„Die Sozialversicherungsträger sind, was Nutzende, Kundinnen 
und Kunden sowie Mitarbeitende, aber auch Erfahrungen und 
Erfolge angeht, bei der Digitalisierung äußerst kompetent und 
überaus relevant – schließlich ist nahezu jeder und jede sozi-
alversichert. Es macht daher Sinn, die Zweige der Sozialversi-
cherung in die Abstimmungsprozesse des IT-Planungsrates zur 
Verwaltungsdigitalisierung einzubinden. Das würde die Koope-
ration und den Austausch verbessern und könnte das Tempo bei 
der Umsetzung der Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland 
beschleunigen“, sagte die Präsidentin der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund, Gundula Roßbach.

summa summarum informiert Sie auch weiterhin über die 
digitalen Entwicklungen im Bereich der Sozialversicherungs-
prüfung im Unternehmen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Herausgeber
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Qualifizierungsgeld: Versicherungspflichtige 
Förderung der betrieblichen Weiterbildung 

Der wirtschaftliche Strukturwandel führt zu erheblichen 
betrieblichen Veränderungen und einem erhöhten Qualifizie-
rungsbedarf für die Beschäftigten. Mit der Einführung eines 
Qualifizierungsgeldes soll die betriebliche Weiterbildung 
gefördert werden.

Betriebliche Weiterbildung
Die demografische Entwicklung sowie die angestrebte Digita-
lisierung und Dekarbonisierung führen zu einem verstärkten 
wirtschaftlichen Strukturwandel. Viele Unternehmen werden 
ihre Geschäftsmodelle anpassen müssen. Dabei werden sich 
für die Beschäftigten Tätigkeitsprofile und Qualifikationsanfor-
derungen erheblich verändern. Um die Beschäftigungsfähigkeit 
der Belegschaften zu sichern, soll die Weiterbildungsförderung 
fortentwickelt werden 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförde-
rung vom 17. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 191) wurden daher Maßnah-
men getroffen, um durch den Strukturwandel bedingte Arbeits-
losigkeit zu vermeiden. Dringend benötigte Fachkräfte sollen 
ausgebildet, Fachkräfte in den Unternehmen gehalten und dort 
für neue Aufgaben und Tätigkeitsfelder weiter qualifiziert wer-
den. Eine der Maßnahmen ist die Einführung eines Qualifizie-
rungsgeldes für betriebliche Weiterbildung. 

Qualifizierungsgeld 
Das Qualifizierungsgeld soll ab 1. April 2024 die Beschäftig-
ten fördern, denen durch den Strukturwandel der Verlust des 
Arbeitsplatzes droht und denen Weiterbildungen eine zukunfts-
sichere Beschäftigung im gleichen Unternehmen ermöglichen 
können. Erfordern hiernach strukturwandelbedingte Qualifi-
zierungsbedarfe die Weiterbildung eines erheblichen Teils der 
Belegschaft, wird das Qualifizierungsgeld unabhängig von der 
Betriebsgröße, dem Alter und der Qualifikation der Beschäftig-
ten gezahlt. 

Das Qualifizierungsgeld soll das Arbeitsentgelt ersetzen, das 
durch die Freistellung von der Arbeit zur Teilnahme an einer 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/191/VO.html
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strukturwandelbedingten Weiterbildung entfällt. In Anlehnung 
an die Regelungen zum Kurzarbeitergeld beträgt es

 → für Beschäftigte mit Kind, die deshalb Anspruch auf den er-
höhten Leistungssatz beim Arbeitslosengeld haben würden, 
67 %

 → für die übrigen Beschäftigten 60 %

der Nettoentgeltdifferenz, die sich ergeben würde, wenn im 
letzten – mindestens drei Monate vor Beginn der geförderten 
Weiterbildung liegenden – Entgeltabrechnungszeitraum (Refe-
renzzeitraum) der Entgeltausfall aufgrund der Teilnahme an der 
Weiterbildung eingetreten wäre. 

Die Nettoentgeltdifferenz entspricht dabei der Differenz 
zwischen dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem beitrags-
pflichtigen Bruttoarbeitsentgelt (Soll-Entgelt) im Referenz- 
zeitraum und dem pauschalierten Nettoentgelt aus einem 
fiktiven beitragspflichtigen Bruttoarbeitsentgelt (Ist-Entgelt), 
das sich unter Annahme des Entgeltausfalls durch den weiter-
bildungsbedingten Arbeitsausfall im Referenzzeitraum ergibt.

Dabei wird Nebeneinkommen auf das Qualifizierungsgeld 
angerechnet. Dies gilt nicht, wenn das Nebeneinkommen aus 
Erwerbstätigkeiten erzielt wird, die bereits im maßgeblichen 
Referenzzeitraum ausgeübt wurden. Zuschüsse des Arbeitge-
bers zum Qualifizierungsgeld werden ebenfalls nicht auf das 
Qualifizierungsgeld angerechnet, soweit sie zusammen mit dem 
Qualifizierungsgeld das Soll-Entgelt nicht übersteigen.

Voraussetzungen
Beschäftigte erhalten das Qualifizierungsgeld für eine betriebli-
che Weiterbildung, wenn

 → die betrieblichen und persönlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind,

 → in der Weiterbildung Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten, die über ausschließlich arbeitsplatzbezogene kurz-
fristige Anpassungsfortbildungen hinausgehen, vermittelt 
werden,
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 → der Maßnahmeträger für eine Förderung zugelassen ist und
 → die Maßnahme mehr als 120 Stunden – maximal die Dauer 

einer Vollzeitmaßnahme – umfasst.

Die betrieblichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn

 → strukturwandelbedingte Qualifizierungsbedarfe bestehen 
und diese mindestens 20 % der Beschäftigten betreffen 
(in Betrieben mit weniger als 250 Beschäftigten mindestens 
10 %),

 → der Arbeitgeber die berufliche Weiterbildung finanziert und
 → beim Arbeitgeber durch eine Betriebsvereinbarung oder 

durch einen Tarifvertrag (in Betrieben mit weniger als 
10 Beschäftigten auch durch schriftliche Erklärung des 
Arbeitgebers) betriebsbezogene Regelungen getroffen wur-
den über 
• a) strukturwandelbedingten Qualifizierungsbedarf,
• b) nachhaltige Beschäftigungsperspektiven im Betrieb, 
• c) Zahlung des Qualifizierungsgeldes.

Die persönlichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn

 → die Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden Arbeits-
verhältnisses erfolgt,

 → der Beschäftigte in den letzten vier Jahren nicht an einer mit 
Qualifizierungsgeld geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilgenommen hat und

 → das Arbeitsverhältnis nicht gekündigt oder durch Auf- 
hebungsvertrag aufgelöst ist.

Verfahren
Die Gewährung von Qualifizierungsgeld ist, wie beim Kurzarbei-
tergeld, vom Arbeitgeber bei der Arbeitsagentur zu beantragen. 
Die Voraussetzungen für die Erbringung von Qualifizierungsgeld 
sind von ihm nachzuweisen. Dem Antrag ist zudem die Zustim-
mung der Beschäftigten zur Teilnahme an der Weiterbildungs-
maßnahme beizufügen. 

Das Qualifizierungsgeld ist vom Arbeitgeber kostenlos zu be-
rechnen und auszuzahlen. Die Verpflichtung des Arbeitgebers 
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zur Berechnung des Qualifizierungsgeldes umfasst auch die 
Ermittlung des anzurechnenden Nebeneinkommens. Hierzu hat 
der Beschäftigte die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

In Folgeanträgen hat der Arbeitgeber darzulegen, wie viele der 
Beschäftigten bereits eine entsprechende Weiterbildungsmaß-
nahme abgeschlossen haben und ob diese noch im Betrieb 
beschäftigt sind. Dies gilt nicht, wenn seit dem letzten Antrag 
weniger als drei Jahre vergangen sind. 

Versicherungs- und beitragsrechtliche Behandlung
Qualifizierungsgeld
Die versicherungs- und beitragsrechtliche Behandlung des Qua-
lifizierungsgeldes erfolgt wie beim Bezug von Kurzarbeitergeld. 
Demnach besteht während des Bezuges von Qualifizierungsgeld 
das Versicherungsverhältnis in der Kranken-, Pflege-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung fort. 

In der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung besteht zudem 
Beitragspflicht. Die Beiträge sind aus einem fiktiven Arbeitsent-
gelt in Höhe von 80 % des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt zu zahlen und vom Arbeitgeber 
allein zu tragen. 

Für die in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig oder 
bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen ver-
sicherten Bezieher von Qualifizierungsgeld zahlt der Arbeit- 
geber den auf das fiktive Arbeitsentgelt entfallenden Beitrags-
zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung (einschließlich 
des zusätzlichen Beitrags zur Krankenversicherung) in voller 
Höhe. Der Beitragszuschlag für Kinderlose wird hingegen wie 
beim Kurzarbeitergeld in einer Pauschalzahlung von der BA 
übernommen.

Zur Arbeitslosenversicherung sind keine Beiträge zu zahlen.

Arbeitgeberzuschuss
Während für Arbeitgeberzuschüsse zum Kurzarbeitergeld nach 
der SvEV Beitragsfreiheit besteht, sofern sie zusammen mit 
dem Kurzarbeitergeld 80 % des Unterschiedsbetrages zwischen 
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Soll- und Ist-Entgelt nicht übersteigen, fehlt es für Zuschüsse 
zum Qualifizierungsgeld an einer entsprechenden Regelung zur 
Beitragsfreiheit. 

Demnach würden entsprechende Arbeitgeberzuschüsse der 
Beitragspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits-
losenversicherung auch dann unterliegen, wenn sie 80 % des 
Unterschiedsbetrages zwischen Soll- und Ist-Entgelt nicht über-
steigen.
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Betriebliche Angaben zum Beschäftigungs-
betrieb um UNR.S erweitert

Ab 2024 muss das Ordnungsmerkmal der Unfallversicherung, 
die Unternehmensnummer, mit der Betriebsnummer der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) gekoppelt werden. Diese Neu-
erung durch das 8. SGB IV-ÄndG führt zu Änderungen bei der 
Beantragung einer neuen Betriebsnummer. Bei bestehenden 
Beriebsnummern werden „Initialmeldungen“ an die BA aus 
den Entgeltabrechnungsprogrammen erzeugt. 

Antrag auf Betriebsnummer ab 1. Januar 2024
Ab dem 1. Januar 2024 gehört die UNR.S (Unternehmensnum-
mer) zu den für die Beantragung einer Betriebsnummer (BBNR) 
notwendigen betrieblichen Angaben nach § 18i Abs. 2 SGB IV n. F. 
Diese Gesetzesänderung wirkt sich auf die Betriebsnummern-
vergabe aus: Bei Beantragung einer Betriebsnummer muss die 
UNR.S (Unternehmesnummer) im elektronischen Betriebsnum-
mern-Antrag angegeben werden. Zunächst muss der Unterneh-
mer also die UNR.S nach § 136a SGB VII bei seinem zuständigen 
Unfallversicherungsträger beantragen.

Koppelung der BBNR mit der UNR.S
Die Beschäftigungsbetriebe werden durch die von der BA verge-
bene achtstellige BBNR identifiziert. Die Unternehmen werden 
durch eine vom zuständigen UV-Träger vergebene und über die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV) erteilte 
UNR.S (Unternehmensnummer) identifiziert. Die UNR.S setzt 
sich aus der zwölfstelligen Unternehmernummer und einem 
dreistelligen Anhang nach § 136a Abs. 1 Satz 4 SGB VII zusam-
men.

Die Koppelung beider Ordnungsmerkmale ist zwingende 
Voraussetzung, um die in § 3 Abs. 3 Nr. 7 Unternehmensbasis-
datenregistergesetz (UBRegG) geforderte Versorgung des vom 
Statistischen Bundesamt geführten Basisregisters mit Listen 
aller einem Unternehmen zugeordneten Betriebsnummern 
sicherstellen zu können.

Die Koppelungsinformation, welche BBNR zu welcher UNR.S 
(Unternehmensnummer) gehören, liegt derzeit nur bei den 
Arbeitgebern bzw. ihren Dienstleistern im Entgeltabrechnungs-
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programm vor. Die UNR.S wurde den Arbeitgebern 2022 zu-
nächst auf dem Papierweg durch den zuständigen UV-Träger 
mitgeteilt. Zusätzlich werden die UNR.S durch das digitale 
Abrufverfahren der UV-spezifischen Stammdaten zwischen den 
UV-Trägern und den in der Unfallversicherung meldepflichtigen 
Arbeitgebern maschinell an die Entgeltabrechnungsprogramme 
übermittelt. 

Die Verantwortung für die korrekte Verknüpfung der BBNR der 
Beschäftigungsbetriebe mit der UNR.S (Unternehmensnummer) 
obliegt den Arbeitgebern. Die Entgeltabrechnungsprogramme 
unterstützen diese Aufgabe durch eine technische Zuordnung 
der zugehörigen UNR.S zur BBNR.

Änderungs- und Bestandsmeldung im Verfahren Datensatz 
Betriebsdatenpflege (DSBD)
Die Unfallversicherung ist gesetzlich verpflichtet, dem Statisti-
schen Bundesamt für das Unternehmensbasisdatenregister die 
gekoppelte UNR.S (Unternehmensnummer) und BBNR zu über-
mitteln. Die BA liefert hierfür die relevanten Daten zu, indem 
sie ab dem 1. Januar 2024 zu jeder neu vergebenen BBNR auch 
die ihr vom Arbeitgeber angegebene UNR.S speichert und diese 
Koppelungsinformation ab dem 1. Juni 2024 an die Unfallver-
sicherung übermittelt.

Die zutreffende Koppelungsinformation zum BBNR-Bestand 
muss bei den Arbeitgebern erhoben werden. Dies geschieht 
mithilfe des DSBD, mit welchem künftig bei Änderungen der be-
trieblichen Angaben nach § 18i Abs. 4 SGB IV n. F. – wie z. B. der 
Anschrift – und der Übertragung von Bestandsdaten im Einzel-
fall zusätzlich die im Entgeltabrechnungsprogramm gespei-
cherte UNR.S (Unternehmensnummer) übermittelt wird. Auch 
die alleinige Änderung der UNR.S löst nun einen DSBD aus. 
Hierfür wurde die neue Version des DSBD um ein Feld für die 
Übermittlung der UNR.S ergänzt.

Initialmeldung zur UNR.S
Mit den Änderungsmeldungen und den bisherigen anlassbezo-
genen Bestandsmeldungen wird nur ein kleiner Teil der Koppe-
lungsinformationen übertragen. Um dennoch in kurzer Zeit alle 
UNR.S (Unternehmensnummern) erheben zu können, müssen 
im Jahr 2024 zu allen BBNR sog. Initialmeldungen an die BA 
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übermittelt werden. Das betrifft aktive BBNR, unabhängig da-
von, ob Beschäftigte gemeldet werden oder nicht. Ausgenom-
men sind BBNR, zu denen bereits eine Beendigung übermittelt 
wurde.

Mit der Initialmeldung sind in der ersten Jahreshälfte 2024 die 
bereits in den Entgeltabrechnungsprogrammen gespeicherten 
UNR.S (Unternehmensnummern) unter Angabe des Abgabe-
grundes 09 bis zum 31. Mai 2024 zu übermitteln. Die Meldung 
wird vom Entgeltabrechnungsprogramm automatisiert ausge-
löst. Konnte die Initialmeldung z. B. aufgrund des vorübergehen-
den Endes aller Beschäftigungsverhältnisse bis Ende Mai 2024 
nicht abgegeben werden, ist diese nachzuholen.

Arbeitgeber, die ausschließlich eine Ausfüllhilfe wie z. B. das 
SV-Meldeportal der Sozialversicherung nutzen, müssen ihrer 
Meldepflicht nachkommen, indem sie aktiv die Ausfüllhilfe auf-
rufen und die Initialmeldung abgeben.

Falls es zum Zeitpunkt der Initialmeldung auch zu einer Ände-
rung an den betrieblichen Stammdaten eines Beschäftigungs-
betriebes kommt, sind sowohl die Initialmeldung (GD=09) als 
auch der Änderungs-DSBD mit dem entsprechenden Abgabe-
grund zu übermitteln.

Die BA verarbeitet aus der Initialmeldung nur die Koppelungs-
information von BBNR und UNR.S (Unternehmensnummer). 
Anders als bei sonstigen Verfahren im Zusammenhang mit dem 
DSBD erhält der Arbeitgeber daher nach der Verarbeitung der 
Initialmeldung keine Benachrichtigung über eine Speicherung.  
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Geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen
Die für geringfügig ent-
lohnte Beschäftigungen 
maßgebende monatliche 
Arbeitsentgeltgrenze 
entwickelt sich seit 
dem 1. Oktober 2022 
dynamisch und orientiert 
sich an der Höhe des ge-
setzlichen Mindestlohns. 
Sie soll eine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung 
mit einer Wochenarbeits-
zeit von bis zu 10 Stunden 
zum Mindestlohn auch 
dann unverändert 
ermöglichen, wenn der 
Mindestlohn steigt.

Neuer Mindestlohn: Anhebung der Gering- 
fügigkeitsgrenze und neuer Übergangsbereich

Der gesetzliche Mindestlohn wird ab 1. Januar 2024 angeho-
ben. Damit erhöht sich auch die Geringfügigkeitsgrenze für 
geringfügig entlohnte Beschäftigungen und somit die Ein-
stiegsgrenze für Beschäftigungen im Übergangsbereich. 

Anhebung des Mindestlohns
Die Mindestlohnkommission hat nach § 9 MiLoG am 26. Juni 
2023 beschlossen, den gesetzlichen Mindestlohn zum

 → 1. Januar 2024 auf 12,41 Euro und
 → 1. Januar 2025 auf 12,82 Euro

zu erhöhen.

Die Bundesregierung hat daraufhin am 15. November 2023 
die Vierte Mindestlohnverordnung beschlossen, wonach der 
Beschluss der Mindestlohnkommission nach § 11 MiLoG  
verbindlich wird.

Neue Geringfügigkeitsgrenze
Seit 1. Oktober 2022 ist die Geringfügigkeitsgrenze an den 
gesetzlichen Mindestlohn gekoppelt und entspricht dem Ver-
dienst bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von zehn Stunden zum 
Mindestlohn. 

Die Geringfügigkeitsgrenze wird nach folgender Formel berech-
net:
                                   Mindestlohn x 130
                                                  3

Demnach wird die Geringfügigkeitsgrenze ab

 → 1. Januar 2024 auf 538 Euro
 → 1. Januar 2025 auf 556 Euro

steigen.
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Übergangsbereich
Arbeitsentgelte innerhalb 
des Übergangsbereichs 
werden bei der Be-
rechnung des Arbeit-
nehmerbeitragsanteils 
nach einer im Gesetz 
festgelegten Formel 
vermindert. Der vom Be-
schäftigten zu zahlende 
reduzierte Beitragsan-
teil führt aber nicht zu 
geminderten Rentenan-
sprüchen. 

Damit wird auch die Grenze für das für die geringfügig entlohn-
te Beschäftigung unschädliche unvorhersehbare zweimalige 
Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze bis zu deren doppel-
ten Betrag auf 1.076 Euro ab 1. Januar 2024 bzw. 1.112 Euro ab 
1. Januar 2025 steigen. 

Neuer Übergangsbereich
Da die Geringfügigkeitsgrenze auch die Einstiegsgrenze für ver-
sicherungspflichtige Beschäftigungen mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt im Übergangsbereich darstellt, wird der Über-
gangsbereich ab

 → 1. Januar 2024 den Entgeltbereich von 538,01 Euro bis 2.000 
Euro

 → 1. Januar 2025 den Entgeltbereich von 556,01 Euro bis 2.000 
Euro

erfassen.

Damit werden sich auch die Berechnungsformeln zur Ermittlung 
der für Arbeitgeber erhöhten und für Arbeitnehmer reduzierten 
Beitragsanteile zur Sozialversicherung ändern.

Bestandsschutzregelungen seit 1. Oktober 2022
Mit der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze ab 1. Oktober 2022 
wurde der Übergangsbereich auf den Entgeltbereich von 520,01 
Euro bis 1.600 Euro (ab 1. Januar 2023 bis 2.000 Euro) angeho-
ben.

Für Beschäftigungen mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt 
von 450,01 Euro bis 520 Euro, die bis 30. September 2022 ver-
sicherungspflichtig im Übergangsbereich ausgeübt worden sind, 
wurden Bestandsschutzregelungen in der Kranken-, Pflege- 
und Arbeitslosenversicherung getroffen (vgl. summa summa-
rum 3/2022).

Diese Bestandsschutzregelungen sahen unter bestimmten 
Voraussetzungen den Fortbestand der Versicherungspflicht 
in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung bis 
längstens 31. Dezember 2023 vor. Sofern Beschäftigte von 
diesen Bestandsschutzregelungen Gebrauch gemacht haben, 
endet die Versicherungspflicht in diesen Beschäftigungen am 
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31. Dezember 2023. Ab 1. Januar 2024 werden auch diese 
Beschäftigungen als geringfügig entlohnte Beschäftigungen in 
der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungsfrei. Die Beschäftigungen sind dann entsprechend ab- und 
neu anzumelden.

Auch die besondere Bestandsschutzregelung in der Renten-
versicherung für Beschäftigungen mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt von 450,01 Euro bis 520 Euro in Privathaushalten 
endet am 31. Dezember 2023. In diesen Beschäftigungen bestand 
zwar ab 1. Oktober 2022, wie bei Beschäftigungen im gewerbli-
chen Bereich, eine rentenversicherungspflichtige geringfügig 
entlohnte Beschäftigung. Allerdings fanden für die Beitrags-
berechnung übergangsweise noch die alten beitragsrechtlichen 
Regelungen für den Übergangsbereich Anwendung. Ab 1. Januar 
2024 ist auch in diesen Beschäftigungen die Beitragsberech-
nung allein nach den aktuellen beitragsrechtlichen Regelungen 
für geringfügig entlohnte Beschäftigte vorzunehmen.

Keine Bestandsschutzregelungen ab 1. Januar 2024
Vergleichbare Bestandsschutzregelungen für künftige Anhe-
bungen der Geringfügigkeitsgrenze und somit der Einstiegs-
grenze in den Übergangsbereich sind nicht vorgesehen. 

Damit tritt ab 1. Januar 2024 in bisher versicherungspflichtigen 
Beschäftigungen im Übergangsbereich mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt von 520,01 Euro bis 538 Euro in der Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung Versicherungsfreiheit 
wegen Geringfügigkeit ein. In der Rentenversicherung bleibt 
zwar die Versicherungspflicht bestehen. Die dann geringfügig 
entlohnt Beschäftigten können sich jedoch von dieser Versiche-
rungspflicht befreien lassen.
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Rundschreiben und Besprechungsergebnisse

Nicht immer reichen die knappen Formulierungen im 
Gesetzestext aus, um Regelungen im Alltag umzusetzen. 
Kommentierungen verschiedener Autoren und Besprechungs- 
ergebnisse oder Rundschreiben der Spitzenorganisationen 
der Sozialversicherung bieten hier weitergehende Informa-
tionen, bringen Klarheit und geben hilfreiche Handlungs- 
anweisungen.

Zu den Spitzenorganisationen der Sozialversicherun gehören der 
GKV-Spitzenverband, die Deutsche Rentenversicherung Bund, 
die BA, die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, die Deut-
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die Sozi-
alversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau. Im 
Rahmen der Produktreihe summa summarum veröffentlicht 
die Deutsche Rentenversicherung Bund die Rundschreiben und 
Besprechungsergebnisse der Spitzenorganisationen auf der Seite  
www.deutsche-rentenversicherung.de/summarum.

Rundschreiben 
Rundschreiben erläutern einzelne Themen genauer (wie bei-
spielsweise die Geringfügigkeitsrichtlinien oder die Statusfest-
stellung von Erwerbstätigen). Sie werden von den Spitzenorga-
nisationen der Sozialversicherung gemeinsam herausgegeben, 
bei Bedarf aktualisiert und bei gesetzlichen Neuregelungen 
angepasst. Die Rundschreiben werden hier veröffentlicht.

Besprechungsergebnisse
Die Spitzenorganisationen beraten regelmäßig über Fragen des 
gemeinsamen Beitragseinzugs und des gemeinsamen Melde-
verfahrens. Die Ergebnisse dieser Besprechungen werden hier 
veröffentlicht.
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

Auf einen Blick: 
Voraussichtliche Rechengrößen 2024

Zum Jahreswechsel werden wieder viele Rechengrößen der 
Sozialversicherung an die wirtschaftliche Entwicklung ange- 
passt. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick.
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Rechengrößen ab 1. Januar 20241 West Ost
Beitragsbemessungsgrenze, Allgemeine Rentenversicherung

Monat
Jahr

7.550
90.600

7.450
89.400

Beitragsbemessungsgrenze, Knappschaftliche Rentenversicherung
Monat
Jahr

9.300
111.600

9.200
110.400

Beitragsbemessungsgrenze, Kranken- und Pflegeversicherung
Monat
Jahr

 5.175
 62.100

Versicherungspflichtgrenze, Krankenversicherung
Allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze
Besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze2

                                    69.300
                                    62.100

Geringfügigkeitsgrenze
Monat3                                                   538
Übergangsbereich
Faktor F4                                                0,6846
Bezugsgröße (Monat)
RV/ALV                                                                                                 3.535                 3.465
Sachbezüge (Monat)
Freie Verpflegung                                                                                            313
Freie Unterkunft                                                                                              278
Beitragssätze
Krankenversicherung, allgemein  14,6 %
Krankenversicherung, ermäßigt  14,0 %
Durchschnittlicher Zusatzbeitrag zur KV    1,7 %
Pflegeversicherung - Regulärer Beitragssatz5     3,4 %
Allgemeine Rentenversicherung   18,6 %
Knappschaftliche Rentenversicherung   24,7 %
Arbeitslosenversicherung                                                                              2,6 %
Insolvenzgeldumlage        0,06 %
Künstlersozialabgabe                                                                                     5,0 %
Mindestlohn
Der Mindestlohn liegt vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 bei 12,41 Euro.

1 Vorläufige Werte, Beträge in Euro, Stand: 3. November 2023

2 Für am 31. Dezember 2002 wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze versiche- 

   rungsfreie und privat krankenversicherte Arbeitnehmer

3 Dynamische Grenze: gesetzlicher Mindestlohn x 130 : 3

4 Der Faktor wurde noch nicht durch das BMAS amtlich veröffentlicht

5 Beitragssätze in der Pflegeversicherung siehe www.deutsche-rentenversicherung.de

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2023/2023_2_schaubild_farbe.html

	summa_summarum_1_2023
	Inhaltsverzeichnis
	Versicherungsnummernachweis
	Reform der Hinzuverdienstgrenzen
	Firmen-Rad
	Rechtsanwalts-GmbH
	Pflegeversicherung
	Hilfe im Berufsalltag
	Sozialwahl 2023
	Mindestlöhne

	summa_summarum_2_2023
	Inhaltsverzeichnis
	RV Fit
	Statusfeststellungsverfahren
	Kurzarbeitergeld
	Störfallabrechnung
	Vorruhstandsgeld
	Pflegeversicherung - PUEG
	Ferienjobs

	summa_summarum_3_2023
	Inhaltsverzeichnis
	Digitale Rentenübersicht
	Daten der Finanzbuchhaltung
	Überlassung von IT-Geräten
	SV-Meldeportal

	summa_summarum_4_2023
	Inhaltsverzeichnis
	Digital sozial - Austausch zur Sozialversicherung der Zukunft
	Qualifizierungsgeld
	Unternehmensnummer (UNR.S) wird Pflicht
	Neuer Mindestlohn
	Rundschreiben und Besprechungsergebnisse
	Voraussichtliche Rechengrößen 2024




